BERICHT

des Landeshauptmannes

Dr. Luis Durnwalder

zum

Haushaltsvoranschlag

des Landes 2005
Sehr geehrte Frau Präsidentin,
sehr geehrte Abgeordnete des Südtiroler Landtages,
 

 

was gebe es Näherliegendes, als eine Haushaltsrede mit einem Blick auf die wirtschaftliche Situation zu beginnen. Mit einem Blick auf Wachstumsraten, Beschäftigungszahlen, Trends und Entwicklungen. Mit einer Einschätzung der Lage und Vergleichen mit unseren Nachbarländern. 
Verzeihen Sie mir, wenn ich mich heute nicht an dieses Schema halten werde und den Blick auf die wirtschaftliche Lage erst etwas später folgen lasse. Es liegt mir nämlich am Herzen, diese Haushaltsrede mit einem Blick auf die europäische und die gesamtstaatliche Dimension, auf die europäischen und gesamtstaatlichen Rahmenbedingungen unserer Politik auch im kommenden Jahr zu beginnen.
 

Wir haben in den letzten Monaten zwei Ereignisse von historischer Tragweite für Europa und die Europäische Union miterlebt: die Aufnahme zehn neuer Mitgliedstaaten und die Unterzeichnung des Vertrages für eine gemeinsame „Europäische Verfassung“. Staaten, die früher von tiefen ideologischen und wirtschaftspolitischen Gräben getrennt waren, gestalten heute gemeinsam als gleichwertige Partner die Zukunft Europas. 
Das wiedervereinigte Europa steht damit auf einem neuen demokratischen und rechtlichen Fundament. Die Zusammenarbeit der europäischen Völker tritt in eine neue Dimension. Auch unser Land kann und will dazu einen aktiven Beitrag leisten. Zum Beispiel mit der Vertiefung der Kooperation mit unseren Partnerregionen. Oder mit kulturellen und wirtschaftlichen Austauschprojekten mit den neuen Mitgliedstaaten, deren Bürger wir nun schon seit vielen Jahren als Gäste, Freunde und fleißige Arbeitnehmer schätzen. 
Vor allem aber müssen wir auch unseren Bürgerinnen und Bürgern durch aktive und sachliche Information die konkreten Inhalte der neuen Verfassung und die aktuellen Ziele des europäischen Projekts näher bringen. In Italien ist die Ratifizierung des Verfassungsvertrags keiner Volksabstimmung unterzogen und gilt daher als sicher. Doch wie wäre das Ergebnis, wenn es bei uns eine Volksabstimmung zur EU-Verfassung gäbe? Wären unsere Bürgerinnen und Bürger ausreichend informiert? Es ist wichtig – heute mehr denn je – dass unsere Bevölkerung an der Entwicklung der europäischen Integration teilnimmt, sie auch persönlich versteht und mit trägt. Wir sind hier gefragt, die gemeinsamen europäischen Werte hervorzuheben und uns dazu zu bekennen. Dafür haben wir die besten Voraussetzungen. Denn: Südtirol hat nie national, sondern immer europäisch und grenzüberschreitend gedacht, grenzüberschreitend gehandelt und damit Grenzen überwunden. 
Und dieses Credo gilt für mich heute erst recht: Die eigene Kultur, die eigene Geschichte, die eigene Identität, die eigene Mentalität zu pflegen, ohne das große Ganze aus den Augen zu verlieren, sich seiner Eigenart bewusst zu werden, ohne andere zu diskriminieren, sich nicht an Grenzen zu orientieren, sondern den Austausch – vor allem innerhalb der Europaregion Tirol - zu suchen: was innerhalb eines großen, geeinten Europas gilt, was darüber hinaus innerhalb einer globalisierten Welt gilt, das sollte auch weiterhin unser Leben in Südtirol kennzeichnen.
 

Sicher: Sachliche Kritik an der neuen Europäischen Verfassung kann dabei durchaus mit einfließen. Den einen oder anderen Artikel der neuen Verfassung hätten wir uns vielleicht auch anders gewünscht: z.B. eine deutlichere Anerkennung der Rolle und der institutionellen Aufgaben der Regionen, oder ein klareres Bekenntnis zum Schutz der Minderheiten, das in der „Charta der Grundrechte“ etwas untergeht. Trotzdem begrüßen wir das Ergebnis als einen historischen Meilenstein in der Geschichte Europas. Es ermöglicht der Europäischen Union, auch mit 25 und mehr Mitgliedern funktionsfähig zu bleiben und hoffentlich ihre außen- und sicherheitspolitische Dimension zu stärken.
 

Alles neu also in Brüssel? Im Sommer haben wir ein neues Europäisches Parlament gewählt. Vor wenigen Tagen hat die neu bestellte Europäische Kommission ihre Arbeit aufgenommen. Neue Institutionen, neue Partner: Welche europapolitische Strategie haben wir für die kommenden Monate entwickelt? Wie möchte sich das Land Südtirol im europäischen Gefüge positionieren?
 

Wir dürfen die EU nicht nur als strenge Hüterin der Wettbewerbsregeln im Binnenmarkt sehen, sondern auch als dynamischen Motor der regionalen Entwicklung betrachten. Viele wichtige Infrastruktur- und Beschäftigungsprojekte wurden in Vergangenheit auch in Südtirol aus den europäischen Strukturfonds finanziert. Gerade dieses Thema wird in den kommenden Monaten eine zentrale Rolle einnehmen. Bekanntlich finden derzeit die Verhandlungen zur Reform der europäischen Kohäsionspolitik für den Zeitraum ab 2007 statt. Die Kommission hat im Juli neue Verordnungsvorschläge zu Strukturfonds, Förderung des ländlichen Raumes und zur Finanzperspektive 2007 bis 2013 vorgelegt. Sie bilden die Grundlage der regionalen Förderung der kommenden Jahre und müssen als Gesamtpaket betrachtet werden. Dementsprechend langwierig gestalten sich die Verhandlungen zwischen den Mitgliedstaaten auf technischer und politischer Ebene. 
 

Konkret geht es um die Art und Höhe der regionalen Fördermittel aus Brüssel für unser Land, und zwar nach Ablauf der jetzigen Programmperiode, also ab dem Jahr 2007. Sie sind ein bedeutender Faktor unserer wirtschaftlichen Entwicklung, gerade deshalb sind wir gefordert, die komplexen Verhandlungen genauestens zu verfolgen. Denn nur rechtzeitige Informationen und eine gezielte Strategie ermöglichen uns, zum richtigen Zeitpunkt und am richtigen Ort unseren Standpunkt dazu einzubringen. Ein breites Netzwerk guter Kontakte und die Unterstützung ähnlich gesinnter Länder und Regionen sollte uns dabei wertvolle Hilfe sein. Verstehen Sie mich richtig: Es geht nicht nur um die Wahrung der finanziellen Interessen unseres Landes, sondern auch um Verbesserungsvorschläge: Um die Möglichkeit, unsere langjährige Erfahrung in der praktischen Umsetzung der Regionalpolitik in den europäischen Entscheidungsprozess einfließen zu lassen. 
 

Ich habe eingangs die am 1. Mai vollzogene Erweiterung der Union erwähnt: es ist uns allen klar, dass diese historische Wende auch für unser Land für die Jahre nach 2006 deutliche Einschnitte in der Höhe der Förderungen aus dem EFRE und ESF bewirken wird. Wir müssen mit der Tatsache leben, dass die EU-Kohäsionspolitik künftig neue Schwerpunkte setzen muss. Sich dem zu widersetzen wäre realitätsfern. 
Nach dem Vorschlag der Kommission sollen rund 78 Prozent der Mittel in das Ziel „Konvergenz“ fließen, das die ärmsten Regionen zusammenfasst, also jene mit einem Bruttoinlandsprodukt unter 75 Prozent des EU-Durchschnitts. Knapp 18 Prozent aus dem Regional- und Sozialfonds bleiben daher für das künftige Ziel 2 „Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung“ übrig, das auch in unserem Land zur Anwendung kommen könnte. Darin werden die heutigen Ziele 2 und 3 zusammengefasst, allerdings ohne die Gebietsbeschränkungen, wie wir sie von der heutigen Ziel-2-Einteilung kennen. 
Das bietet zwar mehr Chancen, erhöht aber gleichzeitig den Konkurrenzdruck zwischen den Projekten. Für uns wird das wahrscheinlich heißen: weniger Projekte in Brüssel einreichen, aber dafür wirklich gute. 
Ein Bonus wurde uns bereits zugesprochen: Die Kommission hebt in ihrem Entwurf die Berggebiete erstmals als förderwürdige „Gebiete mit geographischem Handicap“ hervor. Es wird uns deshalb ein primäres Anliegen sein, dass dieses Kriterium in der nationalen Umsetzungsphase auch entsprechend honoriert wird.
 

Wir sollten also ab 2007 mit möglichen Kürzungen bei der Regionalförderung aus Brüssel rechnen - wie viel genau, das vermag heute noch niemand genau zu sagen. Die Kommission hat für die Kohäsionspolitik insgesamt rund 336 Milliarden Euro veranschlagt, doch wie viel ihr davon auch tatsächlich zugesprochen wird, hängt allein vom EU-Ministerrat ab. Die Verhandlungen zur Finanzperspektive 2007 bis 2013 gestalten sich dort bereits jetzt als sehr komplex. Erste Ergebnisse sollten sich im Frühjahr 2005 abzeichnen.
 

Soviel zu unseren mittelfristigen Perspektiven, also zur Regionalförderung ab 2007. Klar ist, dass das, was in zwei Jahren umgesetzt wird, bereits im kommenden Jahr entschieden wird. Und daher ein zentraler Bestandteil unserer politischen Strategie für 2005 sein muss. 
 

Was dagegen die laufende Programmperiode betrifft, so haben wir für das Jahr 2005 EU-Zuwendungen aus Strukturfonds-Mitteln in Höhe von rund 67 Millionen Euro veranschlagt. Rund 46 Prozent davon oder 31 Millionen Euro stammen aus dem ESF für Ziel-3-Projekte, rund elf Millionen Euro für das Ziel 2 und 18 Millionen aus dem EAGFL für Förderprojekte im ländlichen Raum. Selbstverständlich ist die Finanzierung der bereits genehmigten Projekte bis ins Jahr 2006 gesichert.
 

Eine signifikante Aufwertung dürfte die grenzüberschreitende Kooperation erfahren. Die Europäische Kommission hat offensichtlich die Bedeutung dieser politischen Dimension gewürdigt und in ihrem Verordnungsentwurf die grenzüberschreitende Kooperation zu einem vollwertigen Ziel der Kohäsionspolitik aufgewertet, bei Verdoppelung des bisherigen Anteils am Kohäsionsbudget auf knapp vier Prozent, also 13,2 Milliarden Euro. Ein eigenes Rechtsinstrument (EVTZ) soll die praktische Durchführung der grenzübergreifenden Projekte erleichtern. 
Der Erfolg der Gemeinschaftsinitiative INTERREG, an der Südtirol schon seit Jahren aktiv beteiligt ist und dafür wesentliche Impulse geliefert hat, hat sicher auch dazu beigetragen. Das in Bozen angesiedelte Verwaltungssekretariat für Interreg III (Italien-Österreich) sei als prominentes Beispiel dafür hervorgehoben. 
Wir begrüßen daher diese Entscheidung als Anerkennung für ein Programm, das mehr denn je die konkrete Überwindung der Grenzen und das Zusammenwachsen Europas symbolisiert. Wir wollen auch im kommenden Jahr diese erfolgreiche Schiene weiterfahren, um für die neue Programmplanung nach 2006 bestens gerüstet zu sein. 
 

Wenn wir von europäischer Regionalpolitik 2005 sprechen, so möchte ich ein weiteres Erfolgsprojekt erwähnen: unser Cluster-Projekt CAN-Südtirol. Es fördert die Innovationskraft von Südtiroler Klein- und Kleinstunternehmen und schafft branchenübergreifende Netzwerke zur Stärkung ihrer Wettbewerbsfähigkeit. Das Projekt wurde von der EU mit 2,5 Millionen Euro mitgetragen und erntet die Anerkennung der Kommissions-Dienststellen. Dies lässt uns hoffen, dass der EU-Beitrag auch in den kommenden beiden Jahren ausgezahlt wird. Wir wollen uns jedenfalls in diesem Sinne in Brüssel stark machen.
 

Wenden wir uns nun den europäischen Perspektiven unserer Landwirtschaft zu. Der von der Kommission gebilligte Verordnungsentwurf sieht die Schaffung eines neuen Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raumes (ELER) vor. Die Förderung des ländlichen Raumes wird damit - nach der ersten GAP-Reform der Agenda 2000 - definitiv als zweite Säule der europäischen Agrarpolitik bestätigt, mit einem Budget von rund 96 Milliarden Euro für den Zeitraum 2007 bis 2013. Die Hauptachsen des ELER, also die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit des bäuerlichen Betriebs, die Verbesserung von Umwelt- und Lebensqualität sowie die wirtschaftliche Diversifizierung im ländlichen Raum, spiegeln im Wesentlichen auch unsere Prioritäten für eine nachhaltige und wirtschaftlich erfolgreiche Landwirtschaft wider. Wir haben zwar Bedenken in einigen Punkten, etwa bezüglich der ausschließlichen Förderung von Klein- und Kleinstbetrieben, doch sind wir überzeugt, dass die Aufwertung des ländlichen Raumes im Rahmen der europäischen Förderpolitik in die richtige Richtung geht. Auch dieser Verordnungsentwurf wird in den nächsten Monaten im Ministerrat verhandelt. Wir werden am Ball bleiben, um jeden Spielraum zur Sicherung der Leistungsfähigkeit unserer Landwirte zu nutzen. 
 

Die Gemeinschaftsinitiative Leader wird künftig als horizontale Achse ein fixer Bestandteil des ELER sein. Wiederum eine Bestätigung der positiven Erfahrungen, die die Kommission mit der Förderung von Kleinprojekten in den ländlichen Gebieten gewonnen hat. Und indirekt auch ein Lob für die erfolgreiche Arbeit unserer Lokalen Arbeitsgruppen. 
 

Erlauben Sie mir, einen weiteren Kernbereich unserer europäischen Politik hervorzuheben: den Verkehr. Und hier vor allem unser Kernprojekt, den Brennerbasistunnel, auf den ich später noch einmal genauer eingehen werde. Ich möchte hier nur anführen, dass sich auch – oder besonders – auf europäischer Ebene viel getan hat: Der Ausbau der Zulaufstrecken schreitet voran, der trilaterale Staatsvertrag für die Errichtung des Brennertunnels wurde unterzeichnet, und die Gründung der Europäischen Aktiengesellschaft BBT S.E. (Societas Europeae) schafft die Voraussetzungen für die nächsten Schritte. Die EU-Kommission hat in ihrer Evaluierung der für die Union strategisch wichtigen Verkehrsachsen die Bedeutung des Brennerkorridors bestätigt und ihre Zustimmung signalisiert, sich am Tunnelbau mit einem Beitrag von 20 Prozent zu beteiligen. Ebenso wichtig ist die erklärte Bereitschaft, die Hälfte der Kosten für den Pilotstollen, die mit 430 Millionen Euro veranschlagt sind, zu übernehmen. Rund sieben Millionen Euro davon wären für die Studie vorgesehen, die bereits 2005 beginnen könnte. 
 

Damit zusammenhängend, muss auf europäischer Ebene aber noch eine weitere Frage geklärt werden: jene der Querfinanzierung. Festzuhalten ist: Die Finanzierung großer, kostenintensiver Verkehrsprojekte kennt heute keine Alternativen dazu. Und auch die Kommission selbst hat sich in ihrem Weißbuch klar zum Prinzip der Querfinanzierung bekannt. Trotzdem erleben wir, dass die neue Eurovignetten-Richtlinie, die gerade diese Aspekte regelt, immer noch im Ministerrat steckt. 
Und die Kommission erhebt auch Bedenken bezüglich der vereinbarten Konzessionsverlängerung der Brennerautobahn, die ja gerade die Querfinanzierung des Brennerbasistunnels langfristig absichern sollte. Technokratische Maßstäbe sind hier fehl am Platz, es bedarf eines klaren politischen Bekenntnisses. Hier muss die Kommission endlich Farbe bekennen und die länderübergreifende Dimension dieses gewaltigen Projektes anerkennen, da es letztendlich im Interesse der gesamten Europäischen Union und des gemeinsamen Binnenmarktes liegt. Bisher waren die politischen Signale aus Brüssel alles andere als einhellig: Mit der neuen Kommission, insbesondere mit den Kommissaren für Verkehr und Binnenmarkt, wollen wir diese Frage in den nächsten Monaten deutlich ansprechen. Die Lösung des Transitproblems - am Brenner, aber auch anderswo - erfordert mutige, weit blickende und vor allem konsequente politische Entscheidungen aller Beteiligten. 
 

Unsere Arbeit im kommenden Jahr wird also von einem intensiven Dialog mit den Europäischen Institutionen geprägt sein. Wir setzen auf eine konstruktive Zusammenarbeit mit den neuen Kommissaren auch bei der Suche nach Lösungen für unsere autonomiespezifischen Anliegen. Etwa im Energiebereich, in dem die Frage der Modalitäten der Konzessionsvergabe immer noch ungeklärt ist. Sicher: Wir können die Position der Kommission akzeptieren, dass kein lokales Unternehmen Vorrechte genießen soll, müssen dies dann aber gleichermaßen konsequent für alle Wirtschaftssubjekte fordern. 
 

In jedem Fall – sei es was die Notifizierung von Landesgesetzen, sei es was die Bewertung wettbewerbsrechtlichen Sachverhalte betrifft - geht es uns in erster Linie um die Einforderung unserer Rechte und politischen Zuständigkeiten, die im Südtiroler Autonomiestatut verankert sind. Und die eigentlich im Rahmen des Subsidiaritätsprinzips auch von der neuen EU-Verfassung garantiert und daher von den europäischen Institutionen respektiert werden müssten. 
 

Das Land Südtirol war stets bereit, eine aktive Rolle in Europa einzunehmen und einen konstruktiven Beitrag für das friedliche Zusammenwachsen der Völker unseres Kontinents zu leisten. Ich erinnere in diesem Zusammenhang auch an unsere Arbeit im Ausschuss der Regionen der EU, der heuer sein 10jähriges Bestehen gefeiert hat und in dem wir uns seit der Konstituierung im Jahre 1994 engagiert haben. 
Ich erinnere aber auch an die vielen Kontakte mit Vertretern von sprachlichen Minderheiten sowie an die zahlreichen Aktivitäten zur Sensibilisierung zugunsten des Schutzes von Minderheiten. Dazu fühlen wir uns auch im kommenden Jahr verpflichtet. Das von der Kommission angekündigte EU-Förderprogramm für die Sprachenvielfalt ist – was die Förderung von Minderheitensprachen betrifft - leider unter unseren Erwartungen geblieben. Andererseits freuen wir uns festzustellen, dass nach vollzogener Erweiterung die Anerkennung von sprachlichen Minderheiten gerade in den neuen Mitgliedstaaten offensichtlich Fortschritte erzielt hat. Ein Zeichen dafür, dass die Werte der Toleranz und des gegenseitigen Respekts auch im neuen gemeinsamen Europa der 25 Mitglieder tief verwurzelt sind.
 

Europa ist heute der weltweit größte Binnenmarkt und bietet seinen Bürgerinnen und Bürgern einen einmaligen Raum des Wohlstands, des Friedens, der Demokratie und der Toleranz. Südtirol hat sich diesen Werten immer verpflichtet gefühlt und wird stets bereit sein – klein, aber selbstbewusst - im gemeinsamen Europa dafür einzutreten.
 

Lassen Sie mich nun den Blick von Brüssel nach Rom wenden und mit einem Nachtrag zur Diskussion rund um die Föderalismusreform fortfahren: Es mag oft altmodisch klingen und nicht mehr so ganz in unsere Zeit passen, wenn man immer und immer wieder auf die Bedeutung der internationalen Absicherung unserer Autonomie verweist. Wenn man immer wieder die Bedeutung der Schutzmachtfunktion Österreichs hervorhebt. 
Die Geschehnisse im Frühjahr und Sommer dieses Jahres haben allerdings gezeigt, dass diese Absicherung an Bedeutung nichts eingebüßt hat. Im Gegenteil: Wieder einmal mussten wir erleben, dass auf der Grundlage einer Reform der italienischen Staatsverfassung die Autonomie Südtirols empfindlich beschnitten werden sollte. Und dies alles unter dem Deckmantel der Einführung eines föderalen – oder sagen wir lieber: eines föderaleren – Systems in Italien.
Dass wir die Aushöhlung der Autonomie, die Gleichstellung mit den Regionen und Provinzen mit Normalstatut verhindern konnten – zumindest in einem ersten Schritt und in den ersten Lesungen im Parlament – ist erstens der Wachsamkeit zu verdanken, mit der wir die Entwicklungen in Rom nach wie vor verfolgen. 
Dass wir Schlimmeres bis dato verhindern konnten, ist zweitens der Zusammenarbeit mit den anderen Regionen und Provinzen mit Sonderstatut, der Zusammenarbeit mit unseren Vertreter in Rom, der Zusammenarbeit mit den zuständigen Stellen in Wien zu verdanken und nicht zuletzt auch Frucht eines durchaus positiven Verhandlungsklimas mit Vertretern der römischen Regierung. 
Und drittens verdanken wir den Etappensieg in Sachen Verfassungsreform wieder einmal der Sonderstellung unserer Autonomie, die eben nicht nur auf Staatsebene gesichert und damit Spielball der jeweiligen Regierung ist, sondern einen Schutz genießt, der weit darüber hinaus geht. Der Hinweis auf die internationale Absicherung und auf die Schutzmachtfunktion Österreichs mag – wie gesagt – etwas angestaubt klingen. Aber: In ihrer Bedeutung ist sie für uns nach wie vor mit nichts zu vergleichen. Und sie wird uns auch dann wieder gute Dienste tun, wenn die Diskussion rund um die Föderalismusreform in die nächste Runde geht.
 

Erlauben Sie mir, noch einen Nachtrag anzufügen, der sich ebenfalls auf die Diskussionen rund um die Verfassungsreform bezieht. Oder genauer: auf die von mehreren Seiten geforderte verfassungsmäßige Anerkennung der italienischen Volksgruppe in Südtirol als Minderheit.
Einmal abgesehen davon, inwieweit irgendeine Logik darin erkennbar sein sollte, die Angehörigen des Staatsvolkes und damit der Mehrheit innerhalb eines Minderheitengebietes als Minderheit anzuerkennen – allein die Forderung zeigt, dass leider so manch einer in der Südtiroler Realität noch nicht angekommen ist. 
Sie zeigt, dass so manch einer noch nicht verstanden hat, dass das Autonomiestatut zwar geschichtlich auf den Schutz der Deutschen und Ladiner in Südtirol ausgerichtet ist, dass es letztendlich aber unendliche Vorteile für alle Südtiroler – egal welcher Muttersprache – mit sich bringt. Und wer dies nicht wahrhaben will, der soll sich einmal die Daten und Statistiken zu Gemüte führen: egal, ob jene zur wirtschaftlichen Gesamtlage oder zur Situation der Einzelnen, zu Durchschnittsgehältern oder Bankeinlagen, zur Beschäftigungslage oder zur Nahversorgung, zur Sicherheit oder zum kulturellen Angebot, zur politischen Stabilität oder zur allgemeinen Lebenserwartung. In all diesen Kategorien brauchen wir einen Vergleich mit anderen Regionen oder Provinzen nicht zu scheuen, in all diesen Kategorien schaut man auf uns, sieht oftmals ein Vorbild, dem es nachzueifern gilt.
Die Südtiroler Autonomie ist nicht deutsch. Sie ist auch nicht ladinisch. Und auch nicht italienisch. Die Südtiroler Autonomie spricht keine Sprache. Sie kennt auch keine Grenzen. Die Südtiroler Autonomie bedeutet die Möglichkeit, unsere gesellschaftliche Realität möglichst weitgehend selbst zu gestalten. Und damit kommt sie allen hier Lebenden zugute. 
 

Ich gebe gerne zu, dass es diesbezüglich bei unseren italienischen Mitbürgern ein Umdenken gegeben hat. Südtirol ist für die allermeisten von ihnen Heimat geworden, das Gefühl und das Bewusstsein, für dieses Land auch Verantwortung tragen zu müssen, haben mehr und mehr Fuß gefasst. Mit Genugtuung habe ich feststellen können, dass bei der letzthin in den Medien geführten Diskussion über das so genannte Unbehagen der Italiener nicht mehr pauschal und undifferenziert von einem „disagio“ gesprochen wurde.
Gerade deshalb wäre es höchst an der Zeit, dass auch in den Köpfen jener, die die Autonomie als etwas Negatives ansehen und darstellen, sich eine neue Denkweise einstellt. 
Ich habe mich mit vielen anderen Verantwortungsträgern im Lande seit Jahr und Tag bemüht, den Ladinern und Italienern genauso wie den Deutschen das Gefühl der Sicherheit, den Mut zur Offenheit und zur Begegnung zu vermitteln. Ich werde mich von diesem Bemühen auch weiterhin nicht abbringen lassen. Von den oben beschriebenen Nein–Sagern ebenso wenig, wie von unterschwelligen Vorwürfen aus den Reihen jener, die glauben, das Monopol auf die Liebe und Treue zur Heimat zu haben.
 

Wir haben uns um eine dynamische Autonomie bemüht und in diesem Sinne auch Schwachstellen und Unzulänglichkeiten im Autonomiegefüge ausgemerzt. Wir bekommen von allen Seiten bis hin zum Staatspräsidenten Ciampi Zuspruch und Lob für dieses Bemühen. Und trotzdem müssen wir auch heute noch darum kämpfen, unsere Autonomie vor Eingriffen und Abstrichen zu bewahren, mit der Auswirkung, dass sich da und dort Einigelung, Abwehr oder sogar Angst bei unserer Bevölkerung einstellt. Angst und Abwehr sind und bleiben aber die größten Hindernisse auf unseren gemeinsamen Weg in die Zukunft.
 

Wie gesagt: Auch wenn es sich hier um meine Rede zum Haushaltsvoranschlag des Landes handelt, so habe ich mir diesen Ausflug in einige politische Zusammenhänge des ablaufenden Jahres geleistet, um den Rahmen aufzuzeigen, in dem sich unser politisches Handeln in Südtirol abspielt. Einen Rahmen, den man auch im Klein-Klein der täglichen Politik nie aus den Augen verlieren sollte.
 

Doch nun zu den harten Fakten, zu den Zahlen, zu den Aussichten, zu den mit dem Haushalt verbundenen politischen Zielen des kommenden Jahres und zum Haushalt selbst:
 

Zum ersten Mal in unserer Geschichte streifen wir mit dem Anfangshaushalt von 2005 die 5-Milliarden-Euro-Grenze. Nominal ist der Haushalt damit um runde 200 Millionen Euro gestiegen, wozu vor allem der Fleiß der Steuerzahler in unserem Land beiträgt, die einnahmenseitig 3247 Millionen Euro beisteuern. 
Real aber haben wir es heuer mit einer Stagnation zu tun. Einer Stagnation auf hohem Niveau, immerhin. Was bedeutet dies? Es bedeutet, dass wir mittel- und langfristig den Gürtel enger schnallen müssen. Das wissen wir bereits. 
Es bedeutet aber auch, dass wir, solange die Verfügbarkeiten da sind, jene Investitionen tätigen müssen, die unbedingt notwendig und vor allem nachhaltig sind. Damit wir in Zeiten, in denen die Spielräume des Haushalts enger werden, davon zehren können. Die Schaffung der notwendigen Infrastrukturen gehört dazu: Gebäude, Verkehrswege, Datenautobahnen, die Energieversorgung u.a.m.
 

Warum diese Spar-Aufrufe, wenn der Haushalt nominal gewachsen und die Wirtschaftsdaten gut sind, werden Sie sich fragen. Nicht, um Panik zu machen. Nicht, um Erwartungen nach unten zu schrauben. Sondern ganz einfach deshalb, weil wir damit rechnen, dass die Einnahmen über die staatlichen Steuern, die immerhin 90 % unserer Steuereinnahmen ausmachen, sinken werden. Die Berlusconische Steuerreformpläne nenne ich nur als einen Faktor, der auf uns zukommt und von dem wir noch nicht genau wissen, wie stark er sich auswirken wird. Was wir aber bereits kennen ist die einnahmenseitige Tendenz dieser Reform: sinkend.
Und auch wenn wir hier ein Spiel mit einigen Unbekannten spielen, so ist doch klar, dass der Steuerdruck mittlerweile ein Ausmaß erreicht hat, das an die Grenzen der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Bürger reicht. Egal also, welche Farbe in Zukunft Rom politisch dominieren wird: Höhere Einnahmen aufgrund höherer Steuern sind nicht zu erwarten, weil nicht zu verkraften. 
Der Faktor „römische Steuern“ ist für uns nicht beeinflussbar. Den zu erwartenden Verlust an staatlichen Steuereinnahmen durch die Erhöhung eigener Steuern wettzumachen, kommt nicht in Frage. Eine steuerliche Entlastung möglichst breiter Schichten tut not, ein signifikantes Mehr an hausgemachten Steuern und Abgaben darf es nicht geben, wenn wir nicht riskieren wollen, dass wir Leistung bestrafen, die Motivation dämpfen, die Entwicklung der Wirtschaft bremsen und die Steuerdisziplin schwächen.
 

Dies vor allem, weil wir nach wie vor auf eine gesunde Wirtschaft bauen können. Im laufenden Jahr prognostizieren uns die Experten ein Wirtschaftswachstum von 2,2 Prozent, während das Wachstum im Euroraum nur 1,8 Prozent, in Deutschland 1,3 Prozent und in Italien gar nur 1,1 Prozent beträgt. Ein Wirtschaftswachstum also, das sich sehen lassen kann, das den internationalen Vergleich nicht zu scheuen braucht, das sich wieder einmal von oft negativen Tendenzen in unseren Nachbarländern abhebt.
Alle nachhaltigen Indikatoren der Wirtschaft zeigen uns einen anhaltenden positiven Trend, etwa die nach wie vor nicht signifikante Anzahl von Firmenpleiten. Auch die Abwanderung größerer Unternehmen, der Verlust von Steuerkraft und Arbeitsplätzen kommt bei uns kaum vor. 
Und stellen Sie sich vor: Ich kann eine Haushaltsrede halten, ohne auf die Problematik der Arbeitslosigkeit einzugehen. Denn diese Problematik existiert in Südtirol nicht. Der jüngste EUROSTAT-Bericht über die Beschäftigung in Europa stellt Südtirol ein hervorragendes Zeugnis aus: Unter 250 Regionen aus allen Mitgliedstaaten weist unser Land die niedrigste Arbeitslosenquote auf. Mit aktuell 2,5 Prozent liegen wir weit unter dem europäischen Durchschnitt von neun Prozent. 
 

All dies zeigt, dass unsere Wirtschaft auf gesunden Beinen steht. All dies lullt uns aber nicht ein. Wir bleiben trotzdem wachsam, lassen vor allem den Arbeitsmarkt und dessen Entwicklung nicht aus den Augen. Wir müssen die Entwicklungen verfolgen, um Tendenzen, die die Vollbeschäftigung untergraben könnten, rechtzeitig entgegen treten zu können. Und wir haben heute bereits das Instrumentarium angelegt, um in einem solchen Moment – sollte er denn kommen – gerüstet zu sein. Um nicht die Erfahrungen machen zu müssen, die andere Staaten, die lange ein Vorbild waren, heute machen. 
 

Obwohl also die Rahmenbedingungen alles eher als günstig sind, die Ölpreise zu hoch und die Kaufkraft in unseren Hauptabnehmerländern zu gering, sind die Aussichten für Südtirols Wirtschaft auch im kommenden Jahr durchaus positiv. Man kann nun natürlich darüber rätseln, woran es liegt, dass uns internationale Wirtschaftskrisen und Konjunkturflauten bis dato glücklicherweise immer nur gestreift haben, doch sind aus meiner Sicht drei Punkte hervorzuheben, die ihren Beitrag dazu leisten:
Der erste Pluspunkt ist ohne Zweifel der Fleiß und die Innovationskraft unserer Unternehmer und von deren Mitarbeitern, die Fähigkeit, flexibel auf Veränderungen zu reagieren, die Fähigkeit, sich relativ schnell das notwendige Know how zuzulegen, um auch technische Umwälzungen mitmachen zu können.
Dies ist sicher auch darauf zurückzuführen – und damit bin ich beim zweiten Punkt -, dass unsere Wirtschaft nicht auf einige wenige Kolosse baut, sondern klein- und mittelständisch strukturiert und damit flexibel genug ist, um auch Marktnischen zu besetzen und daraus ihr Auskommen zu erwirtschaften.
Und der dritte Punkt ist eine umsichtige Wirtschaftspolitik, die jahrzehntelang die Stärken der Südtiroler Wirtschaft gefördert und die Schwächen abzumindern versucht hat. Gerade weil wir keine Mammutunternehmen haben, gerade weil wir es oft mit Familienbetrieben und Ein-Mann- oder Eine-Frau-Unternehmen zu tun haben, ist es notwendig, Investitionen so weit es geht auch öffentlich zu unterstützen. Investitionen, die in die Zukunft gerichtet sind, mit denen die Produktivität und die Effizienz gesteigert werden können, Investitionen, die letztendlich auch in die so wichtigen Bereiche wie den Umweltschutz fließen. 
 

Kritiker haben gerne vom „Gießkannenprinzip“ gesprochen, wenn sie die Südtiroler Wirtschaftspolitik charakterisiert haben. Ich denke aber, dass gerade unsere Wirtschaftspolitik der vergangenen Jahrzehnte – eine vorsichtige, ausgewogene, zwar Schwerpunkte setzende aber keine Präferenzen kennende Wirtschaftspolitik – die Grundvoraussetzungen für das wirtschaftliche Erfolgsmodell Südtirol gesetzt hat: Flexibilität, Engagement, Diversifizierung.
Denn eines ist sicher: während etliche Regionen unserer Größe allein von einem Sektor abhängen – sei dies die Landwirtschaft, der Fremdenverkehr oder die Industrie – so haben wir uns über die Jahre und Jahrzehnte verschiedene solide Standbeine geschaffen. Und sollte einmal eines dieser Beine schwächeln, sind die anderen da, um es zu stützen. Auch dies darf man nicht vergessen, wenn man von der Südtiroler Wirtschaft spricht.
Doch was kommt in den einzelnen Bereichen auf uns zu?
 

Die Landwirtschaft geht in das Jahr eins nach der Konkretisierung der Reform der Europäischen Agrarpolitik, die auch die Förderungen auf neue Beine stellt. Es bleibt abzuwarten, wie die umwälzenden Neuerungen der Fischlerschen GAP-Reform sich auf die heimische Landwirtschaft auswirken. 
Vor allem in der im Berggebiet dominierenden Milchwirtschaft. Wir haben bereits in den letzten Jahren einen stetigen Rückgang der Milch stellenden Betriebe festgestellt. Dies hat zum einen mit der Entwicklung des Milchmarktes zu tun, zum anderen aber auch mit der Arbeitsbelastung, die ein solcher Betrieb für die gesamte Bauernfamilie mit sich bringt. Es ist zu erwarten, dass der Milchpreis heftigeren Schwankungen ausgesetzt ist, weil durch die GAP-Reform die Marktstützungen wegfallen. Zwar ist als Ausgleich die Milchprämie und die einheitliche Betriebsprämie vorgesehen, die Bauern werden aber doch stärker dem freien Markt ausgesetzt. 
Klar ist, dass auf diesem freien Markt nur zwei Strategien Erfolg versprechend sind: erstens, Billigprodukte auf den Markt zu werfen. Eine Strategie, die im Berggebiet nicht verfolgt werden kann, weil die Produktionskosten schlicht und ergreifend zu hoch sind. Bleibt Strategie Nummer zwei: das Abzielen auf den Premium-Sektor, die Produktion von sicheren, qualitativ hochstehenden Lebensmitteln. Genau diese Strategie unterstützen wir seit Jahren. Mit entsprechenden Investitionsbeiträgen, mit Beratung und Weiterbildung. Und genau diese Strategie müssen wir weiter verfolgen, auch weil die europäischen Verbraucher heute zu recht qualitätsbewusster geworden sind.
 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang eine Klammer öffnen, weil ich glaube, dass wir mit einer Initiative in diesem Bereich eine Vorreiterrolle – auch international – spielen: mit der neuen Südtiroler Dachmarke.
Ihre Einführung stellt die Marketingstrategie für unser Land und seine Produkte auf völlig neue Beine. Die Südtiroler Dachmarke wird in Zukunft für die Bewerbung von Tourismus und Qualitätsprodukten Pate stehen. Damit haben wir nicht nur ein für die EU lupenreines System der Bewerbung von Qualitätsprodukten und damit einen Nachfolger unserer Schutzmarke gefunden, sondern sind auch in der Lage, möglichst weit reichende Synergien aus der Bewerbung unseres Landes als Tourismusdestination und jener unserer Produkte zu ziehen. Oder anders ausgedrückt: Das Geld, das in Werbe- und Marketingmaßnahmen gesteckt wird, wird auf ein und dasselbe Konto eingezahlt, egal, ob es nun aus dem Tourismus oder aus der Landwirtschaft stammt. Und von dem profitieren wir letztendlich alle.
Im kommenden Jahr gilt es nun, die Dachmarke und die Qualitätsmarke mit Leben zu füllen. Das heißt, die Reglements auszuarbeiten und eine möglichst weitgehende Koordination zu finden. 
Warum ich das Beispiel der Dachmarke in der Haushaltsrede erwähne? Ganz einfach: Sie ist für mich ein Beispiel dafür, wie wir möglichst effizient auftreten können und das beste aus unseren Investitionen herausholen können. Sie ist außerdem ein Beweis dafür, dass wir in Südtirol nicht – wie dies Kritiker immer wieder behaupten – allen Entwicklungen nur hinterher hinken. Vielmehr ist die Dachmarke ein Beispiel dafür, dass wir Trends auch vorzugeben imstande sind. Ich bin davon überzeugt, dass etliche andere Länder unserem Beispiel folgen werden. 
Und damit schließe ich diese Klammer wieder und komme zum Tourismus. 
 

Er ist und bleibt auch nach einem wohl durchschnittlichen Jahr der wichtigste, wenn auch nicht der alles dominierende Wirtschaftssektor in Südtirol. Fast jeder zehnte in Südtirol erwirtschaftete Euro stammt aus dem Fremdenverkehr. Wenn wir diesen Anteil – genau sind es neun Prozent des Bruttoinlandsproduktes – mit dem gesamtstaatlichen Anteil des Tourismus vergleichen, nämlich drei Prozent, wird die Bedeutung für Südtirol klarer. Und noch klarer wird sie, wenn wir uns vor Augen halten, dass es sich bei diesen neun Prozent nur um die direkten Auswirkungen handelt. Nehme man die indirekten noch dazu, die Auswirkungen auf das Handwerk, den Handel oder das Baugewerbe, dann würde der Anteil noch höher liegen.
Gerade aufgrund der Bedeutung der Sparte Tourismus haben wir heuer eine Sonderfinanzierung dieses Bereiches in den Haushalt eingebaut. Mit rund 46 Millionen Euro und damit runden 10 Millionen Euro, die dieser Sektor mehr bekommt als im Vorjahr, soll vor allem der Stau bei den Investitionsbeiträgen im Gastgewerbe aufgelöst oder doch zumindest gelindert, die Wartezeiten auf die Beiträge entsprechend verkürzt werden. Es ist ein erster Schritt, den wir den Hoteliers und Gastwirten schuldig sind, auch weil sie damit nicht etwa eine Besserstellung gegenüber anderen Sektoren erreichen, sondern diesen nur allmählich angeglichen werden. Warum sollte ein Unternehmer im Bereich des Fremdenverkehrs auch länger auf seinen Beitrag warten müssen, als dies ein Unternehmer im Bereich des Handels, des Handwerks oder der Landwirtschaft tut? 
 

Neben Landwirtschaft und Tourismus sind natürlich auch die Industrie und das Handwerk zu nennen. Basierend auf einer jahrhundertealten Tradition hat man es geschafft, von der technologischen Revolution nicht überrollt zu werden, sondern diese für sich zu nutzen und darauf aufzubauen. Wir können heute mit einigem Stolz sagen, dass das Handwerk – das in manch anderen Gebieten weiß Gott keinen goldenen Boden mehr hat – in Südtirol noch auf einer soliden Basis ruht, die vor allem auf Eigenverantwortung, Effizienz und Qualität baut.
Und – auch das kann ich hier mit einigem Stolz anführen – daran ist auch unser Bildungs- und Ausbildungssystem nicht ganz unbeteiligt. Das duale System, die bei uns gängige Meisterausbildung mussten wir über Jahrzehnte hinweg gegen ein völlig anders gelagertes gesamtstaatliches System verteidigen. Wir haben dies mit Erfolg getan und heute beneidet man uns um dieses System, das praktische und theoretische Ausbildung so ideal zu verbinden weiß. Es geht heute schon so weit, dass sich die gesamtstaatliche Schul- und Bildungsreform im Bereich der Berufsbildung auch an unserem System orientiert.
 

Auch im Bereich des Handels sind alle Grabreden viel zu früh und vergebens gehalten worden. Der Südtiroler Handel in Form seines immer noch weit verzweigten, kapillar organisierten, klein strukturierten Systems ist lebendiger denn je. Dies hat auch eine Studie im Rahmen der Arge Alp erneut bewiesen: In keinem anderen Alpenland ist die Nahversorgung noch so ausgeprägt wie bei uns, ist die Wirtschaft der kleinen Kreisläufe in diesem Bereich noch so lebendig, auch wenn sicher einige wirtschaftliche Probleme für die Kleinverteiler bestehen.
 

Und nicht weil es Schuld des Handels oder dessen kapillaren Systems wäre, sondern weil es in diesem Zusammenhang immer wieder genannt wird, ist ein Problem an dieser Stelle anzusprechen, das uns in den nächsten Jahren noch fordern wird: Es ist der rasante Anstieg der Lebenshaltungskosten, die Gefahr eines rapiden Kaufkraftverlustes, wenn die Entwicklung von Löhnen und Gehältern mit jener der Preise nicht mehr mithalten kann. 
Klar ist: Wir können ins Preisgefüge nicht direkt eingreifen. Was wir aber tun können, ist, die Preisentwicklung von Experten einer Arbeitsgruppe laufend beobachten zu lassen. Was wir auch tun können, ist, mit gezielter Information etwa über die von uns geförderte Verbraucherzentrale die Konsumenten zu sensibilisieren. Und auch in der Zuteilung von größeren Einzelhandelsstrukturen innerhalb der Wohngebiete werden wir großzügiger vorgehen, auch wenn wir weiterhin die Errichtung von Großverteilern im landwirtschaftlichen Grün ablehnen werden. Was wir schließlich noch tun können, ist, mit entsprechenden öffentlichen Eingriffen, etwa auf dem Wohnungsmarkt gegenzusteuern.
 

Im Bereich des Wohnbaus, der immer wieder als Musterbeispiel des überteuerten Standards in Südtirol heran gezogen wird, sind wir seit Jahren aktiv. Und auch im nächsten Jahr haben wir uns wieder viel vorgenommen, um im Kampf gegen die Wohnungsnot und die dadurch ständig steigenden Preise noch ein Scheit nachzulegen: Mit 200 Millionen Euro ist das Wohnbaukapitel 2005 ausgestattet. Das sind mehr als 14 Prozent mehr als im Vorjahr. Und damit ein weiterer Schritt hin zum Abschluss unseres Wohnungsbauprojektes im Jahr 2007, bis zu dem wir 10.000 neue Wohnungen errichtet und weitere 5000 saniert haben werden. 
Eine Entlastung des Wohnungsmarktes, sei es was den Kaufpreis, sei es was den Mietzins anbelangt, ist damit sicher. Genauso sicher, wie es eine enorme Hilfe vor allem für Familien ist, die sich ohne öffentliche Hilfe keine geeignete Wohnung mehr leisten könnten. Insofern sind hier Wohnbauhilfe und Familienförderung eng verzahnt.
 

Erlauben Sie mir, dass ich an dieser Stelle meine Ausführungen zur Wirtschaft unterbreche, und den Begriff „Familienförderung“ noch einmal aufgreife. Dies auch deshalb, weil wir dem Bereich der Familie im vorliegenden Haushalt ein besonderes Augenmerk gewidmet haben. Lang, vielleicht zu lang ist der demographische Wandel hin zu immer weniger Kindern und einer immer älter werdenden Gesellschaft als ein Naturphänomen betrachtet worden. Das man zwar zur Kenntnis nimmt, aber nichts dagegen tun kann. Viel zu lang ist dieser Wandel allein einem Wandel der Werte zugeschrieben worden. Dem Hang zum Hedonismus und zur Selbstverwirklichung, dem Kinder nur im Wege stünden. 
Die Realität, meine Damen und Herren, sieht anders aus. Sicher: auch aufgrund des Wertewandels sind heute Familien mit sechs, sieben oder mehr Mitgliedern so gut wie verschwunden. Sie sind aber auch verschwunden, weil sie heute schlicht und ergreifend nicht mehr finanzierbar sind. 
Und genau hier müssen wir den Hebel ansetzen. Und haben wir den Hebel angesetzt. Wir haben zusätzlich zu den entsprechenden Mitteln der Region ein 25 Millionen Euro umfassendes Familienpaket geschnürt, mit dem einerseits Strukturen zur Kinderbetreuung geschaffen werden, die über die Betreuung in der Schule hinausgehen: Kinderhorte, Ganztagesschulen, Betriebskindergärten, Betreuung von Schülern, Tagesmütter, u.a.m. All dies, um es den Männern und vor allem auch den Frauen zu ermöglichen, Familie und Beruf unter einen Hut zu bekommen, wegen der Kinder nicht auf die Selbstverwirklichung verzichten zu müssen. Kein aut-aut, sondern ein et-et sollen Familie und Beruf sein.
Dazu beitragen soll auch die zweite Säule des Familienpaketes, die direkte Unterstützung der Familien mit entsprechenden Beiträgen. Einem Familiengeld, wenn Sie so wollen, oder einer Familienzulage, die monatlich bis zum 36. Lebensmonat jedes Kindes ausgezahlt wird. Glauben Sie mir eines: Wir sind nicht so weltfremd zu glauben, dass ein so minimaler Beitrag wie jener des Familiengeldes die finanziellen Sorgen von Familien ausräumt. Das kann und soll es auch nicht. Es ist vielmehr als weiterer Mosaikstein in der vielfältigen Unterstützung der Familien in Südtirol zu sehen, als weiterer Schritt in die richtige Richtung.
Mit dem Familienpaket werden gezielt jene gefördert, die für die Zukunft unserer Gesellschaft am meisten leisten. Nämlich diejenigen, die unseren Bestand sichern, die Menschen in die Welt setzen, heranziehen und erziehen, die einmal die Verantwortung auch über uns tragen werden. Und weit darüber hinaus.
Lassen Sie mich hier eine grundsätzliche Überlegung anführen: Warum werden privaten Haushalte öffentlich gefördert? Sicher nicht aus reinem Selbstzweck, sondern weil die öffentliche Hand stellvertretend für die Gesellschaft ein Interesse damit verfolgt. Jenes der Erhaltung einer Gesellschaft. Und dazu trägt – wie bereits ausgeführt – keiner so viel bei, wie die Familien. Dies muss man sich stets vor Augen halten. Dies muss man anerkennen. Dies muss man fördern. Und zwar in allen Bereichen: in der Kinderbetreuung ebenso wie in der Wohnbaupolitik, in der Raumordnung genauso wie in der Umweltpolitik, im Sozialwesen genauso wie in der Gesundheits- und Bildungspolitik. 
Ich glaube, es ist für uns Politiker alter Schule oft schwer, diesen alles überlagernden Aspekt auch richtig fassen zu können. Aus dem alten Schubladendenken nach Tätigkeitsbereichen herauszukommen und die Förderung der Familie als Kernzweck der Politik zu sehen. Glauben Sie mir: Wir setzen alles daran, dass sich diese Sichtweise durchsetzt. Denn diese Anstrengungen lohnen sich nicht nur. Sie sind schlicht und ergreifend überlebenswichtig.
 

Und damit schließe ich die Klammer zum Thema Familienpolitik und widme mich den zwei verbleibenden Wirtschaftssektoren: der Industrie und den Dienstleistungen. Was die Industrie betrifft, so ist an ihr und ihrer Entwicklung – wie wohl an keinem anderen Sektor – die Südtiroler Geschichte abzulesen: Ursprünglich Instrument der Unterdrückung, dann Sinnbild staatlichen Einflusses, heute Sprungbrett für viele Südtiroler Unternehmer in den europäischen Markt. Auch hier dominieren kleine und mittelständische Unternehmen, die sich nur dank ihrer innovativen Produkte auf einem hart umkämpften, weil grenzenlosen Markt halten können. Nischen zu füllen mit dem notwendigen technologischen und wirtschaftlichen Know how ist für die Industrie absolut unerlässlich.
Sie in diesen Bestrebungen zu unterstützen, demnach unsere Pflicht: 7 Millionen Euro und damit um rund 50 Prozent mehr als im Vorjahr haben wir im Haushalt für den Bereich der Innovation bzw. für die Forschung und Entwicklung bereit gestellt. Dazu kommen die Beträge, die für die Förderung von Strukturen wie der Freien Universität Bozen, der Europäischen Akademie oder des Business Innovation Centre BIC vorgesehen sind. 
Mit der eklatanten Steigerung der Mittel für die Innovation, für Forschung und Entwicklung wollten wir uns nicht etwa einen innovativen Anstrich verpassen, an dem man zu kratzen braucht, damit darunter die alte Farbe zum Vorschein kommt. Wir haben damit vielmehr einen Trend initiiert, der im kommenden Jahr durch ein neues Innovations-Förderungs-Gesetz noch unterstrichen werden soll, und damit ein Ausrufezeichen gesetzt: Wir investieren in die Zukunft! 
 

Apropos Zukunft: Die gehört, das beweisen alle Daten, Analysen und Trends, dem so genannten dritten Sektor, der Dienstleistung. So manch ein Kritiker hat in Südtirol eine Dienstleistungs-Wüste geortet, doch eines steht fest: Allein die Anzahl der Arbeitsstätten hat sich im Dienstleistungssektor in den letzten 20 Jahren verdreifacht, die Anzahl der Beschäftigten mehr als verdoppelt. Trend: steigend. Ich denke, allein angesichts dieser Zahlen erübrigt sich jeder Kommentar.
 

Eine Überlegung möchte ich noch ans Ende meiner wirtschaftlichen Ausführungen stellen: Oft, meines Erachtens allzu oft, wird die Globalisierung als Schreckgespenst der Zukunft an die Wand gemalt. Und das nicht nur, weil man den kulturellen Einheitsbrei fürchtet, der nach meiner Überzeugung ohne Probleme verhindert werden kann, wenn man das nötige Selbstvertrauen und das nötige Vertrauen in die eigene Kultur und in die eigene Identität an den Tag legt.
Nein, die Globalisierung wird auch immer wieder als wirtschaftlicher Schrecken der kommenden Jahre charakterisiert. Nach dem Motto: Hilfe, wir kommen unter die Räder der Großen, der Multis, der weltweit operierenden Konzerne.
Eine solche generelle Angst ist sicherlich falsch: Sicher: wir können als Kleinstbetrieb nicht mit den selben Produkten gegen Weltkonzerne kämpfen. Aber gerade die Standardisierung und Vereinheitlichung, die weltweit operierende Unternehmen anstreben, öffnet Nischen für die Kleinen. Wo ein unsichtbares, undefinierbares Etwas regiert, sehnen sich die Menschen nach Greifbarem, nach Überschaubarem, nach dem Konkreten – nach der Möglichkeit, ganz einfach per Telefon mit dem Verantwortlichen einer Firma zu verhandeln. Mit dem, den ich nach getaner Arbeit eventuell zur Verantwortung ziehen kann oder mit dem ich mich über ein gelungenes Werk freuen kann.
Die Globalisierung ist eine Chance, die jenem Gewinn bringt, der sie zu nutzen weiß. Wer heute schon den Kopf in den Sand steckt – auch nur aufgrund der Erweiterung des europäischen Binnenmarktes – an dem ziehen technische und wirtschaftliche Entwicklung vorbei. Und er bleibt auf der Strecke.
 

Über eines müssen wir uns aber im Klaren sein: Grenzenloses Wirtschaften heißt auch, Waren grenzenlos fließen zu lassen. Und dies bringt uns unser Problem Nummer eins in den kommenden Jahren: den Verkehr.
Die Analysen zeigen, dass der Verkehr in unserem Land und durch unser Land von Jahr zu Jahr beängstigend zunimmt. Mittlerweile hat er in manchen Gemeinden Ausmaße angenommen, die kaum mehr verträglich sind. Und auch wenn wir alle Anstrengungen unternommen haben, um zumindest den Durchzugsverkehr aus den Zentren zu verbannen, oder dies – wie etwa in Meran, Brixen, Bruneck und Leifers – noch tun werden, so dürfen wir uns nicht darüber hinwegtäuschen lassen, dass wir damit zwar das Problem verlagert, es aber noch lange nicht gelöst haben.
Ist das Verkehrsproblem überhaupt zu lösen? Sicher nicht gänzlich, doch Linderung ist allemal möglich. Und Linderung heißt, vor allem in den Transitgemeinden die Lebensqualität durch sinnvolle Ortsumfahrungen, durch Lärmschutzmaßnahmen, durch die Verlagerung von der Straße auf die Schiene, durch Verbesserung der öffentlichen Transportmittel u.a.m. wesentlich zu steigern. Schon allein deshalb müssen wir alles in unserer Macht stehende tun, um dem Verkehr Herr zu werden.
Die wichtigste Maßnahme in diesem Zusammenhang ist natürlich der Bau des Brennerbasistunnels, auf dessen europäische Dimension ich bereits eingegangen bin. Der Tunnel stellt die Möglichkeit einer Verlagerung des Schwerverkehrs und – durch die weitgehende Untertunnelung – einer „Umfahrung Südtirols“ für den Transitwarenverkehr dar. 
Es geht nun darum, den Prozess, der zum Bau führt, unaufhaltsam voranzutreiben, allen Beteiligten ständig im Nacken zu sitzen, um nicht unnötig Zeit zu verlieren. Den Fahrplan kennen Sie ja: Der erste Schritt ist die Bohrung des Pilotstollens, gleichzeitig ist die Planung des Tunnels und der Zulaufstrecken voranzutreiben. Wir haben immer darauf bestanden und es bei jeder sich bietenden Gelegenheit wiederholt, dass eine Planung des Brennerbasistunnels ohne die Planung der Zulaufstrecken zwischen Franzensfeste und Verona sinnlos ist. Man würde einen Flaschenhals schaffen, der das Projekt des Brennerbasistunnels von vornherein in Misskredit bringen würde. Deshalb unsere Forderung: Planung und Realisierung von Brennerbasistunnel und Zulaufstrecken müssen parallel erfolgen. Da gibt es keinen Verhandlungsspielraum. 
Auch die Forderung, die Zulaufstrecken so weit dies irgendwie technisch möglich und sinnvoll ist, unterirdisch zu führen, werden wir weiter bei den zuständigen Stellen vorbringen: In Rom genauso wie in Brüssel. 
Darüber hinaus ist es uns ein Anliegen, gerade angesichts eines Mammutprojektes wie des Brennerbasistunnel, durch die Errichtung von geeigneten Aufklärungs- und Informationszentren von vornherein mit offenen Karten zu spielen, die Bevölkerung über den Stand der Planungen zu informieren, sie in die Prozesse einzubinden.
Und noch etwas ist zu beachten: Ist das Jahrhundertbauwerk Brennerbasistunnel einmal fertig, dann rechnet man mit einer Kapazität von mehr als 11.300 LKW, die man auf Zügen anstatt auf der Brennerautobahn durch unser Land transportieren kann. Das sind mehr als doppelt so viele LKW, wie heute täglich über den Brenner rollen. Nun ist der Tunnel aber nur dann sinnvoll, wenn man rechtzeitig geeignete Regelungen schafft, um den Güterverkehr von der Straße auch tatsächlich auf die Schiene zu bekommen: durch entsprechendes Management, durch gerechte Tarifpolitik und falls notwendig durch entsprechende Verordnungen.
Bereits heute müssen wir uns Gedanken über solche Maßnahmen machen, denn wenn der Tunnel einmal da ist, ist es zu spät.
 

Ein weiteres großes Thema in diesem Bereich ist die Vinschger Bahn, die im kommenden Jahr in Betrieb geht. Hier muss eine sinnvolle Koordinierung zwischen Zubringerdiensten und Bahn angestrebt und eine Abstimmung der Fahrpläne auf der Bahnstrecke von Mals nach Meran sowie von Meran nach Bozen garantiert werden.
In diesem Zusammenhang ist als wichtiges Vorhaben für das Jahr 2005 auch der Abschluss des Vertrages zwischen der Gesellschaft „Italtreni“ und dem Land zu nennen, der eine Erhöhung der Anzahl der Züge auf den heutigen Strecken und eine bessere Gestaltung der Fahrpläne bringen soll. Und auch die Bahnhöfe und die Dienstleistungen der Bahn müssen ausgebaut werden. Durch all diese Maßnahmen soll der Personentransport auf der Schiene nicht nur im Raum Bozen-Meran, sondern auch im Unterland, im Eisacktal und im Pustertal wesentlich gesteigert werden.
Noch ein Anliegen in Sachen Verkehr liegt mit am Herzen: Die vor allem jetzt im Winter auftauchende Problematik der Feinstaubbelastung in den Ballungszentren. Jahr für Jahr haben wir den Anstieg der Belastung messen müssen und standen ohne geeignete Gegenmittel da. In diesem Jahr haben wir und vor allem die Stadtverwaltungen aus meiner Sicht mehrere große Schritte gesetzt. Zum einen mit Verboten, aufgrund derer wir die größten Dreckschleudern aus unseren ohnehin belasteten Städten schmeißen. 
Doch auf Verbote allein verlassen wir uns nicht. Wir haben uns erstens selbst auf die Finger geklopft und werden alle städtischen Busse auf Methanantrieb umrüsten. Das entsprechende Programm führen wir auch 2005 weiter. Und wir haben zweitens auch Anreize für die Bürger geschaffen, mit denen wir dem Feinstaub den Kampf ansagen. Die Förderung der Methangastankstellen ist einer dieser Anreize. Die indirekte Bezuschussung von Partikelfiltern durch eine einjährige Steuerbefreiung der andere. Ich denke, schon allein der Weg, den wir gefunden haben, ist innovativ. Ganz zu schweigen von der grundlegenden Idee dahinter, die etliche andere Gebiete nachvollziehen werden. Glauben Sie mir: Hier geht es um weit mehr als nur um Verkehrsfragen. Hier geht es um Fragen des Gesundheits- und des Umweltschutzes. 
 

Genauso wie beim Verkehr laufen auch im Bereich der Energie die Fäden von Wirtschaft und Umweltschutz zusammen. In diesem Bereich sind wir seit Jahren aktiv, versuchen, möglichst umweltschonende Mittel und Wege zur Energieeinsparung und umweltfreundlichen Energieproduktion zu nutzen. Diesen Weg der Förderung regenerativer Energiequellen werden wir auch weiterhin gehen, also auch im Jahr 2005 die verschiedenen Formen regenerativer Alternativenergie fördern, etwa die Nutzung von Sonnenenergie, von Hackschnitzeln, der Fotovoltaik u.a.m.
Mir liegt in diesem Zusammenhang aber auch ein anderer Punkt am Herzen. Immer wieder sind wir dafür kritisiert worden, dass wir uns als öffentliche Hand auch selbst am Energiemarkt beteiligen, diesen nicht allein den Privaten überlassen. Das geschieht nicht aus der Ansicht heraus, dass die öffentliche Hand es besser könnte als die Privaten. Es geschieht vielmehr aus der Überzeugung heraus, dass die Versorgung mit Energie zu annehmbaren Preisen ein Grundrecht sein muss, das man nicht allein dem Marktmechanismus überlassen darf. Was geschehen kann, wenn man die totale Freiheit des Marktes in so wichtigen Sektoren der Grundversorgung zulässt, hat uns das Beispiel Kalifornien gezeigt, wo vor lauter Privatisierung die Stromversorgung zusammengebrochen ist.
Und auch in Südtirol denken manche Stromproduzenten im ländlichen Raum, in dem geringe Mengen abgesetzt werden können und lange Leitungsstrecken instand zu halten sind, die Stromverteilung einzustellen.
 

Versorgungssicherheit zu annehmbaren Preisen – das sind wir unseren Unternehmen und den privaten Haushalten in ganz Südtirol schuldig. Vor diesem Hintergrund ist auch unser neues Engagement auf dem Markt der Erdgasverteilung zu sehen. Wir legen uns in diesem anerkanntermaßen umweltfreundlichen Bereich nicht nur ins Zeug, wenn es um die Schaffung der Infrastruktur geht, sprich: der Erdgasleitungen. Wir legen uns nun auch bei der Verteilung verstärkt ins Zeug. Dafür sorgt die Bildung eines neuen Unternehmens aus SELGas, Energas und Südgas, das mehrheitlich in Händen der SELGas liegen wird und in das wir die von der Edison AG erhaltenen Gelder investieren. Wir verringern mit dieser Fusion die Führungs- und Verwaltungskosten und sorgen für ein höheres Maß an Versorgungssicherheit. Wie gesagt: Das sind wir unseren Bürgern schuldig.
 

Ich habe gerade die Versorgungssicherheit genannt und von der Grundversorgung gesprochen. Schon allein die Tatsache, dass dieser Begriff im Zusammenhang mit der Versorgung mit Erdgas fällt, zeigt, dass es nicht mehr genügt, Unternehmen und Haushalte mit Strom, Telefon und Wasser zu versorgen und sie an die Abwasserleitung anzuschließen. Der Begriff der Grundversorgung muss heute viel weiter gefasst werden. Dazu gehören die Versorgung mit Erdgas oder Fernwärme, dazu gehört aber auch der Anschluss an die Datenautobahn. Mit Nachdruck treiben wir die Verlegung von Glasfaserkabeln voran, um auch die Peripherie, sprich: die ländlichen Gebiete nicht von der elektronischen Entwicklung auszuschließen. Denn gerade die Peripherie kann von den neuen Kommunikationsmedien nur profitieren, kann dank der neuen Möglichkeiten Standortnachteile ausgleichen. Sicher: Wir können unser Glasfasernetz nicht bis in die hintersten Winkel unseres Landes ausdehnen. Dies wäre logistisch kaum zu schaffen, unter dem Blickwinkel einer Kosten-Nutzen-Rechnung nicht sinnvoll und dem Steuerzahler nicht zuzumuten. Was wir aber sehr wohl können, ist alternative Methoden der Anbindung an die Datenautobahnen zu suchen. Derzeit sind wir dabei, eine Reihe von Möglichkeiten auf ihre Tauglichkeit hin zu testen: Vom Internet via Stromleitung bis hin zur Funkübertragung. Ich muss zugeben: Noch sind wir nicht soweit, dass wir die elektronische Erschließung aller Gebiete Südtirols angehen könnten. Ich bin aber zutiefst davon überzeugt, dass darin die Zukunft liegt. Und das heißt für uns: Mit der gleichen Hartnäckigkeit, mit der wir die primäre Erschließung der ländlichen Gebiete vorangetrieben und heute so gut wie vollendet haben, werden wir auch diese elektronische Erschließung verfolgen. Darauf können sich die Bürger aller Gemeinden, Fraktionen, Weiler und Höfe verlassen.
 

Während wir also auf der einen Seite die Voraussetzungen für die Nutzung der neuen, oder mittlerweile auch nicht mehr ganz so neuen elektronischen Kommunikationsmittel schaffen, schaffen wir auf der anderen Seite auch die Voraussetzung für ihre sinnvolle Nutzung auch in der öffentlichen Verwaltung. Stichwort: eGovernment. 
Die Vision von einer weitgehenden elektronischen Kommunikation zwischen Bürger und öffentlicher Verwaltung, die Vision von überflüssigen Behördengängen und Verwaltungsprozeduren, die man von zu Hause aus per Computer ins Rollen bringt, lassen wir nicht aus den Augen.
In so manch einem Bereich ist die Online-Verwaltung bereits Realität: Ihre Autosteuer können Sie beispielsweise bereits elektronisch zahlen. Und die Ansuchen um Studienstipendien können die Studenten auch bereits von zu Hause aus erledigen. Es soll aber nicht bei diesen Einzelbeispielen bleiben: Eine von der Landesregierung eingesetzte Arbeitsgruppe nimmt die Möglichkeiten des eGovernment für das Land unter die Lupe. Wo es sein muss, werden wir gesetzliche Neuregelungen initiieren. Und wo es nur technischer Anpassungen bedarf, werden wir diese vornehmen, auch wenn dies heißt dass wir Investitionen tätigen müssen. Und zwar Investitionen in Form von Geld und Zeit.
Stellen wir nämlich vermehrt auf eine elektronische Verwaltung um, dann müssen über Jahre gelernte Verwaltungsprozesse umgestaltet und die Mitarbeiter entsprechend geschult werden. Ich habe feststellen können, dass ein Großteil unserer Mitarbeiter den Neuerungen gegenüber sehr aufgeschlossen sind. 
 

Damit haben wir beste Voraussetzungen, die elektronische Revolution der Verwaltung in den nächsten Jahren zu vollziehen. Auch dies nicht, weil wir uns einen innovativen Anstrich geben wollen, sondern weil daraus Vorteile für alle Seiten erwachsen: Vorteile für die Bürger in erster Linie, da diese sich dann nahezu alle Behördengänge sparen können. Vorteile aber auch für die Verwaltung, die effizienter gestaltet werden kann. 
 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang auch ein offenes Wort zu unserer Verwaltung und zu unseren Mitarbeitern sagen. Gerade in den letzten Wochen hat sich eine heftige Diskussion rund um die angeblich zu hohen Kosten für die allgemeine Verwaltung in Südtirol entwickelt, die noch bis vor wenigen Tagen in allen Medien des Landes geführt worden ist. Aufgrund der Erhöhung des Ausgabenkapitels „Personal“ sind aus allen Ecken Pfeile auf die Mitarbeiter des Landesbetriebes geflogen: zu viele, zu teuer, zu faul, überbezahlt und weiß Gott noch was sonst alles sollen unsere Mitarbeiter sein.
Sicher: Mit 520 Millionen Euro sind die allgemeinen Verwaltungskosten, mit insgesamt 863, 5 Millionen Euro die Personalausgaben bedeutende Posten im Haushalt. Und sicher: die Ausgaben sind in den letzten Jahren zum Teil deutlich gestiegen. Und ebenfalls sicher: je höher die Ausgaben für die Verwaltung, desto geringer ist der Spielraum, andere Schwerpunkte zu setzen. 
Diese Erkenntnisse allein genügen aber nicht, um alle Mitarbeiter des Landes an den Pranger zu stellen. Aus diesen Daten abzuleiten, dass unsere Mitarbeiter faul und überbezahlt seien, ist falsch, ungerecht und beleidigend. Vielmehr muss man die Angelegenheit wesentlich differenzierter sehen: 
Was den geringeren Spielraum betrifft: Diese Aussage gilt im Grunde für alle Ausgabenkapitel. Je höher das eine, desto geringer muss das andere ausfallen. Wie bei jedem anderen Ausgabenkapitel kommt es darauf an, ob die Gelder gut investiert sind, ob die Rendite der Ausgaben stimmt, ob Kosten und Nutzen in einem annehmbaren Verhältnis stehen.
Was den Anstieg der Ausgaben betrifft – immerhin rund 12 Prozent zwischen 2003 und 2005 – so kommt dieser nicht zustande, weil wir in den letzten Jahren mir nichts, dir nichts die Kosten für das Personal in die Höhe getrieben hätten. Vielmehr ist der Anstieg durch die Ausdehnung unseres Kompetenzbereiches zustande gekommen, der selbstredend auch eine Ausdehnung des Personalstandes zur Folge hatte. Allein durch die Übernahme der Kompetenzen in Sachen Grundbuch und Kataster im Vorjahr sind 350 Bedienstete übernommen worden, die natürlich auch zu Buche schlagen. Zwar derzeit nur als Durchlaufposten, aber in der Rechnung scheinen sie auf. Selbiges gilt bis zu einem gewissen Teil auch für die rund 400 Mitarbeiter im Bereich der Reinigungs-, Schuldiener-, und Hauswarts-Dienste der Pflichtschulen, die wir von den Gemeinden übernommen haben.
Und wenn man weiter zurück blickt, dann gilt die selbe Argumentation auch für die Lehrer und die Mitarbeiter des Staatsbauamtes, der Staatsstraßenverwaltung, der Arbeitsämter und der Kraftfahrzeugämter. 
Nur die Personalkosten zu sehen, wäre hier nicht nur einseitig, sondern vor allem kurzsichtig. Aufgrund der Übernahme all dieser Dienste haben wir auch Einnahmen zu verzeichnen. Und wir haben schließlich nicht nur das Personal, sondern auch die Verwaltungs- und Entscheidungsbefugnis übernommen, haben unseren Kompetenzbereich ausgedehnt – ganz im Sinne einer gelebten Subsidiarität, ganz im Sinne einer dynamischen Autonomie, ganz im Sinne einer nachhaltigen Politik, ganz im Sinne einer gesteigerten Effizienz der Dienste. 
Ich denke, wer objektiv an die Sache heran geht, der kann die Fortschritte, die durch die Übernahme der Kompetenzen gemacht wurden, tagtäglich erleben. Auf intakten Straßen, bei funktionierenden Diensten, in bürgerfreundlicheren Ämtern.
Auch aus all diesen Gründen ist die Diskussion – so wie sie geführt worden ist – den Bediensteten des Landes gegenüber unfair und ungerechtfertigt. Denn eines müssen wir festhalten: Der Landesbetrieb funktioniert. Und er funktioniert gut. Dank entsprechender Rahmenbedingungen und dank der täglichen Leistungen unserer Mitarbeiter, von denen der größte Teil gut, gewissenhaft und fleißig arbeitet und daher Lob und Anerkennung verdient.
 

Dass dies so ist, heißt aber noch lange nicht, dass wir nichts verändern können. Wir werden weiter mit Nachdruck dahinter sein, schwarze Schafe auszufiltern. Wir werden auch versuchen, noch stärker auf Anreize für die Mitarbeiter setzen – positiver wie negativer Art. Denn Motivation erreicht man auch dadurch, dass man Leistung belohnen und Faulheit bestrafen kann. 
Aus diesem Grund werden wir weiterhin alles daran setzen, um die Verwaltung zu verschlanken, indem wir Verwaltungsprozesse vereinfachen. Wir werden auch unseren kritischen Blick nicht verlieren, denn: einen Automatismus bei der Nachbesetzung freiwerdender Stellen darf es nicht geben. Es muss erlaubt sein, über Nutzen und Kosten einer Nachbesetzung diskutieren zu können. Es muss aber auch erlaubt sein, die Nachbesetzung durchzuziehen, wenn es notwendig ist. Und zwar ohne dass uns daraus jedes Mal ein Strick gedreht wird: Wer einen funktionierenden Landesbetrieb erhalten will, der muss auch diese Seite sehen und wissen, dass der nun einmal nicht kostenlos ist.
 

Und wenn wir schon einmal bei Kostendiskussionen sind, dann gilt es in diesem Zusammenhang auch, unseren größten Kostenfaktor, das Gesundheitswesen, anzuführen. Was haben wir nicht alles gelesen und gehört in den letzten Monaten. Über Neuerungen und Reformen, über Einsparungen, Ärzteproteste und Wartezeiten.
Ich glaube, es ist Zeit, das Gesundheitswesen wieder zur Ruhe kommen zu lassen. Dem Landesrat, seinen Mitarbeitern, Sanitätsbetrieben, Ärzten, Pflegern und allen anderen Beteiligten die Chance zu geben, die angegangenen Neuerungen umzusetzen, die ausgemachten Sparpotenziale zu nutzen, ohne dabei die positiven Grundsätze aus dem Auge zu verlieren, die Kollege Saurer in den letzten Jahren eingeführt hat.
Denn auch wenn die für 2005 im Haushalt ausgewiesene Summe von über 1050 Millionen Euro beeindruckend ist, dürfen wir doch nicht vergessen, dass es nichts Wichtigeres gibt, als eine qualitativ hoch stehende Gesundheitsversorgung. Und die haben wir. Allen Unkenrufen zum Trotz. 
Das heißt nicht, dass wir Kostensteigerungen einfach hinnehmen werden. Das heißt auch nicht, dass wir eventuelle Defizite der Sanitätsbetriebe einfach ausgleichen würden. Es heißt nur, dass wir bei aller gebotenen Vorsicht, bei allen gebotenen Sparmaßnahmen, bei allen notwendigen Umbauten in der Organisation des Gesundheitswesens unser aller Ziel nicht aus den Augen verlieren dürfen: Eine weiterhin leistungsbereite und leistungsfähige Gesundheitsversorgung, für die wir die Rahmenbedingungen schaffen und erhalten müssen. 
Denn eines ist sicher: Wer schon das Pech hat, krank zu sein, der verdient die bestmögliche Behandlung und Betreuung. Und zwar ohne dass wir ständig nach den Kosten dieser Behandlung und Betreuung fragen müssen.
 

Das selbe gilt im Übrigen für all diejenigen, die Betreuung brauchen, auch ohne krank zu sein: Senioren, Kinder oder Menschen mit Behinderung beispielsweise. Auch für sie haben wir in den letzten Jahren ein dichtes Netz an Strukturen und Maßnahmen geknüpft, das sie auffängt, wann immer sie es notwendig haben.
Gerade was die Betreuung Pflegebedürftiger betrifft, sind dies Strukturen und Maßnahmen, die eine Menge Geld kosten. Und genauso wie im Gesundheitswesen, so denke ich, ist auch in diesem Bereich eine zumutbare Beteiligung der Bürger im Sinne der Eigenverantwortung nicht nur sinnvoll, sondern auch zulässig.
Im Gesundheitswesen ist es das berühmte – und für manchen berüchtigte – Ticket, das sich in meinen Augen mehr als bewährt hat. Nicht nur, weil es Geld bringt, mit dem ein Anteil an den Kosten des Systems geleistet werden kann, sondern auch, weil es die Sensibilität dafür weckt, dass die Leistungen des Gesundheitsdienstes für die Gesellschaft nicht kostenlos sind.
Im Sozialwesen bzw. im Bereich der Pflegebedürftigen wird es die Pflegeversicherung sein, die diese Rolle spielt. Auch hier glaube ich, dass es jedem zumutbar ist, eine geringe Summe monatlich dafür auf die Seite zu legen, dass er, wenn er es einmal notwendig haben sollte, gepflegt und betreut wird. Und zwar ohne den folgenden Generationen auf der Tasche zu liegen.
 

Denn eines müssen wir sicherstellen: Eine Politik, die die Spielräume der kommenden Generationen allzu sehr einschränkt, darf es nicht geben. Dies gilt für die Finanzpolitik, in der wir unser ehernes Prinzip verfolgen, keine roten Zahlen zu schreiben. Dies gilt aber auch für alle anderen Politikbereiche, in denen wir den Grundsatz verfolgen, die Belastungen kommender Generationen so gering wie möglich zu halten, gleichzeitig ihnen aber die besten Voraussetzungen zu bieten. Wir müssen unseren Bürgern rechtzeitig die Wahrheit sagen, auch wenn es ab und zu unpopulär ist.
Was die Voraussetzungen für die Zukunft betrifft, so steht natürlich das Bildungssystem an erster Stelle. Gerade in diesem Bereich haben wir Grundlagen geschaffen, auf denen wir aufbauen können: bestmöglich ausgebildetes und selbst verwaltetes Lehrpersonal, eine eigene universitäre Struktur, die Autonomie der einzelnen Schulen, eine Infrastruktur, die ihres gleichen sucht.
Mit Spannung erwarten wir die Auswertungen der großen europaweiten Studien zur Qualität der Schulen – Stichwort: Pisa –, die uns unsere Stärken und Schwächen vor Augen führen wird. Und uns damit auch aufzeigt, wo eventuell Handlungsbedarf ist, wo wir aufholen müssen und worauf wir uns in den nächsten Jahren konzentrieren müssen.
Trotzdem prangt über all dem ein großes Fragezeichen. Denn die Zukunft der Schule, zumindest die unmittelbare, wird auch sehr stark davon abhängen, wie die staatliche Schulreform ausfällt. Wenn und wann sie denn kommt. Mit dieser großen Unbekannten muss unser Schulsystem leben. Was wir derzeit tun können, ist nur, uns auf die Reform vorzubereiten, darauf, dass wir sie bestmöglich umsetzen und den autonomen Gestaltungsspielraum so effizient wie möglich nutzen. 
Angepasst werden soll auch das Stipendienwesen, das auf der Grundlage der heutigen Notwendigkeiten überarbeitet wird.
Erlauben Sie mir, diese Ausführungen mit einem kulturellen Thema zu beenden. Auch, weil es ein Thema ist, das in den kommenden Wochen zur Entscheidung ansteht. Es geht um die Frage nach dem Standort des Museums für moderne Kunst. Nein, eigentlich geht es um weit mehr, als nur um die Frage des Standorts. Es geht auch um die grundsätzliche Frage, welches Konzept man mit dem Museum für moderne Kunst umsetzen will. 
Wollen wir eine klassische museale Struktur im Stadtzentrum, dann liegen dafür bereits alle Pläne bereit und die Finanzierung ist gesichert. Wollen wir dagegen ein völlig neues, innovative Konzept, ein lebendiges Museum für moderne Kunst, eingebettet in einen kulturellen Pol, bestehend aus der Fakultät für Design, dem BIC, aus Künstlerwerkstätten und Museum, dann müssen wir auf das Alumix-Gebäude setzen. Und die Planung von vorne beginnen.
Ich glaube, schon allein die Diskussion zeigt, dass wir Innovation nicht scheuen, dass wir uns nicht automatisch auf ausgetrampelten Pfaden bewegen. Die Diskussion zeigt, dass in Südtirols Kulturszene Platz für neue Ideen ist, die auch von Seiten der Politik unterstützt und mitgetragen werden.
Wie die Entscheidung auch ausfällt: Ob Dantestraße oder Alumix – Ich bin sicher, dass das neue Museion die Stadt Bozen und Südtirol als Kulturstandort weiter aufwerten und Stadt und Land den gebührenden Platz in der Kulturwelt einräumen wird.
 

Meine Damen und Herren, dies war ein Überblick über die aus meiner Sicht wichtigsten politischen Anliegen, die uns im laufenden Jahr beschäftigt haben oder uns im kommenden Jahr beschäftigen werden. Um meine Rede aber nicht allzu sehr in die Länge zu ziehen, erlaube ich mir, auf die Verlesung des zweiten Teiles des Berichtes zum Haushalt zu verzichten. Dieser Teil enthält wie gewohnt die wichtigsten programmatischen Ziele der  Ressorts der Landesverwaltung sowie den Jugendbericht für das heurige Jahr. Er liegt ihren Unterlagen bei.
 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
Die Arbeitslosenrate in Südtirol ist nach wie vor eine der niedrigsten Europas. Das Land wird weiterhin eine aktive Beschäftigungspolitik betreiben, um diese gute Situation beizubehalten.
Die Vollbeschäftigung ist allerdings nicht der einzige Hinweis auf eine optimale Situation. Es gilt, auch die Beschäftigungsqualität zu überprüfen, wobei ein besonderes Augenmerk der Identifizierung und Bekämpfung der Probleme betreffend den Mangel an qualifizierten Arbeitskräften gelten soll.
Im Einklang mit den Grundsätzen, die vom Rat von Lissabon und insbesondere von der Europäischen Sozialagenda festgelegt wurden, und in Abstimmung mit dem Mehrjahresplan für die Beschäftigungspolitik werden geeignete Maßnahmen zur Umschulung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und zur beruflichen Eingliederung von Personen mit schwachen und/oder schwer vermittelbaren beruflichen Qualifikationen durchgeführt.
 

Vorgesehen ist auch der Ausbau des Arbeitseingliederungsdienstes für Menschen mit Behinderung und sozial benachteiligte Personen durch die Unterstützung der für die Beratung und Weiterbildung zuständigen Personen sowie durch eine stärkere Vernetzung mit den Sozialdiensten und mit der Berufsbildung.
 

Bei der Frauenbeschäftigung haben wir eine Erwerbsquote von fast 60 % erreicht. Es handelt sich hierbei um einen für das Jahr 2010 vorgesehen europäischen Parameter. Die Abteilung für Arbeit wird sich im nächsten Jahr für die Verbesserung der Qualität der Frauenbeschäftigung und insbesondere der Karrieremöglichkeiten von Frauen einsetzen, weil Frauen leider immer noch im privaten wie im öffentlichen Bereich kaum Führungspositionen erreichen.
Es besteht die Absicht, neue Bestimmungen zur Förderung der Chancengleichheit auszuarbeiten, welche auch dem Aufgabenprofil der Gleichstellungsrätin mehr Kraft und Handlungsspielraum verleihen.
 

Die Rolle und die Bedeutung der ausländischen Arbeitskräfte für die Südtiroler Wirtschaft sollen weiterhin berücksichtigt werden.
In diesen Jahren ist die Nachfrage nach ausländischen Arbeitnehmern stark gestiegen. Diese Situation muss sorgfältig überwacht werden; bei Bedarf soll in erster Linie stets auf die Arbeitslosenlisten zurückgegriffen werden, in denen eine – wenn auch begrenzte – Anzahl von Männern und Frauen unseres Landes sowie 700 bis 800 Arbeitnehmer aus Nicht-Eu-Ländern eingetragen sind.
Derzeit ist ein Landesgesetzesentwurf über die Einwanderung in Vorbereitung: Dieser muss im Jahr 2005 analysiert und eingehend diskutiert werden, um einen vollständigen und einvernehmlichen Gesetzestext zu erlangen.
 

Auch in Zukunft wird unsere Tätigkeit im Zusammenführen von Arbeitsangebot und -nachfrage bestehen. Vorgesehen sind diesbezüglich vor allem die Verbesserung der Arbeitsvermittlungsdienste, insbesondere durch Weiterbildungsmaßnahmen; die arbeitssuchenden Bürger und Bürgerinnen müssen unterstützt werden, um in der Lage zu sein, eine Bilanz ihrer eigenen Kompetenzen zu erstellen und so ihre Fähigkeiten auf dem Arbeitsmarkt anbieten zu können; die zuständigen Mitarbeiter werden ihre Beratungstätigkeit zugunsten aller arbeitssuchenden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer entwickeln.
 

Die Partnerschaft EURES TransTirolia zwischen Tirol, Südtirol und Graubünden soll unter Berücksichtigung ihrer strukturellen Eingliederung in das allgemeine europäische Netz EURES fortgesetzt und entwickelt werden.
 

Vorgesehen ist auch die Aktualisierung des Landesgesetzes (LG 41/88), um den neuen Bedürfnissen der Arbeitsaufsicht und der Einhaltung der Bestimmungen über die soziale und technische Sicherheit am Arbeitsplatz gerecht zu werden. Auch die Aufsichtsdienste im Arbeitsbereich in Südtirol, die nun vernetzt sind,  werden dank der verstärkten Kooperation und der dadurch erzielten Synergien sowie dank der laufenden Weiterbildung des Personals immer effizienter sein, wobei die bereits enge Abstimmung mit den anderen Einrichtungen noch weiter intensiviert werden soll. Ferner soll auch die Zusammenarbeit mit den paritätischen Komitees und den bilateralen Einrichtungen, den Spartenverbänden und den Berufskammern im Hinblick auf eine sorgfältige und punktuelle Prüfung der geforderten Sicherheitsstandards ausgebaut werden, nach denen sich die Beratungsarbeit dieser wichtigen Multiplikatoren auf den Baustellen und an sonstigen Arbeitsorten ausrichten soll.  
Das Hauptziel besteht hierbei selbstverständlich weiterhin in der Vorbeugung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten.
 

Im Jahr 2005 wird die Abteilung Innovation, Forschung, Entwicklung und Genossenschaften erstmals mit der Gesamtheit ihrer Kompetenzen und Befugnisse arbeiten. Die Geldmittel für die Förderung von Forschungs- und Entwicklungsprojekten der Unternehmen der Sektoren Industrie, Handwerk, Handel und Dienstleistungen steigen von 4,5 auf 6,5 Mio. Euro, was einer Erhöhung von 44 % gleichkommt. 
Auch die Förderung von Weiterbildung und Beratung wird verstärkt (1,9 Mio. Euro).
Für das Jahr 2005 ist die Gründung eines gemischten Konsortiums Land-Unternehmen mit Bezeichnung „CAN SÜDTIROL“ geplant. Die Aufgabe dieses Konsortiums wird darin bestehen, Kooperationsprojekte der Unternehmen für die Schaffung von Clustern und Kompetenzzentren zu fördern. Diese sollen wiederum die Südtiroler Unternehmen im Bereich Technologie beraten
Im nächsten Jahr werden die für die Schaffung des Technologiepols notwendigen Initiativen fortgesetzt. 
Zugunsten der Genossenschaften sind 5 Mio. Euro vorgesehen.
Der Bereich Sozialgenossenschaften soll stärker unterstützt werden, da die Sozialgenossenschaften ihre Marktfähigkeit und Wettbewerbsfähigkeit steigern müssen.
Die Abteilung führt das Pilotprojekt der Betriebskinderhorte, als „Haus des Kindes“ bezeichnet, mit bereitgestellten Geldmitteln von 270.000 Euro weiter.
Es werden schließlich neue Anwendungsrichtlinien zur Förderung des weiblichen Unternehmertums ausgearbeitet, wozu 800.000 Euro vorgesehen sind.
 

Im Jahr 2005 wird auch die Reform der Wirtschaftsförderung umgesetzt.
Durch die Ausarbeitung neuer Förderrichtlinien wird die klein-und familienbetriebliche Wirtschaftsstruktur stabilisiert und gestärkt. Durch eine Förderung, die sich an Schwerpunkten orientiert, sollen gezielte Impulse für die Wirtschaft und die KMU’s gegeben werden. Die heute noch wachsenden Wartezeiten bei Beiträgen sollen dadurch gekürzt werden. Im Jahr 2005 wird die Ausarbeitung einer neuen, bereichsübergreifenden Gewerbeordnung, für Handwerk, Industrie und Dienstleistungen, welche beim Handwerk eine moderne Definition des Handwerkers und bei den anderen Sektoren eine erstmalige ordnungsrechtliche Einstufung zum Ziel hat, abgeschlossen. Es werden auch die gesetzlichen Rahmenbedingungen des Gewerbebaulandes reformiert, um das in Südtirol knappe Gewerbebauland den Unternehmen so zuzuweisen, dass eine bestmögliche Nutzung und eine schnellstmögliche Prozedur erreicht wird. Mit der Einführung des neuen Qualitätszeichens, das die Schutzmarke Südtirol (L.G. 44/76) ablösen wird, sowie der Einführung der bereichsübergreifenden Dachmarke wird die Einheitlichkeit des Südtirol-Auftritts durch eine starke Markenidentität vollzogen und die Qualitätsbemühung im Lebensmittelbereich auf eine neue Ebene gestellt. Um die Orientierung hin zu Neuen Märkten zu steigern, sollen für Südtiroler Unternehmen Maßnahmen im Rahmen einer Kampagne für „Neue Märkte“ erarbeitet und durchgeführt werden.
 

 

Im Bereich Alpinwesen steht die Verabschiedung des neuen Skipistengesetzes an und zwar in Anpassung an die neuen staatlichen Bestimmungen sowie aufgrund der Erfordernisse des touristischen Angebotes das neue Wanderführergesetz.
 

Was den Bereich Tourismusorganisationen angeht ist eine gesetzliche Neudefinition der Kernkompetenzen der Tourismusvereine sowie- verbände erforderlich sowie in der Folge die Einführung der so genannten Tourismusabgabe zwecks finanzieller Absicherung dieser Kompetenzen einschließlich einer effizienten und zielführenden Arbeitsweise derselben.
 

Was den Ordnungsbereich angeht so steht aufgrund der Erfordernisse des Marktes die Einführung von Kriterien betreffend die 3 S und 4 S – Betriebe an sowie die Durchführung der operativen Phase betreffend die Privatzimmerbetriebe.
Weiters steht die touristische Neueinstufung von Südtirols Gemeinden an.
 

Im Bereich Gastgewerbeförderung ergibt sich in erster Linie die Notwendigkeit der Erarbeitung neuer Förderkriterien dies auch im Lichte der ständig geringer werdenden Finanzmittel sowie der Notwendigkeit vom Gießkannenprinzip hin zu einer gezielten wirksamen Förderung zu gelangen.
 

Auf die Landwirtschaft kommt ein Jahr der Umwälzungen zu, was vor allem auf die Reform der Gemeinsamen Europäischen Agrarpolitik, zurückzuführen ist, die nicht so sehr auf den Obst- und Weinbau, sehr wohl aber auf das Grünland, und somit auf die Berglandwirtschaft, Auswirkungen hat. Die verwaltungsmäßige Umsetzung der Reform, die Einführung der einheitlichen Betriebsprämie und die Beratung der Bauern über die neuen bzw. umgestalteten Förderungsinstrumente werden demnach einen der Schwerpunkte der Tätigkeit im kommenden Jahr bilden. 
Ein weiteres Hauptaugenmerk wird auf die Ausarbeitung des neuen Ländlichen Entwicklungsplanes der Autonomen Provinz Bozen gelegt. Der derzeit gültige Plan läuft im Jahre 2006 aus, der neue sollte bereits im Jahre 2007 zur Anwendung kommen.
Im Obstbau gilt es nach wie vor, die erhöhte Wachsamkeit aufgrund der Feuerbrandfälle der letzten Jahre beizubehalten, um den mit einschneidenden Maßnahmen verbundenen Präventionsplan zum Erfolg zu verhelfen.
Besondere Bedeutung im kommenden Arbeitsjahr wird auch der Umsetzung der EU-Verordnung 178/02 beigemessen, da diese die Maßnahmen für die Rückverfolgbarkeit von Lebensmitteln und die Etikettierung aller landwirtschaftlichen Produkte enthält. Ein entsprechendes Beratungs- und Überwachungssystem ist in diesem Bereich aufzubauen.
Eine zentrale Rolle spielt schließlich die Weiterführung des Aufbaus des Land- und Forstwirtschaftlichen Informationssystems (LAFI), das alle im Agrar- und Forstbereich relevanten Daten zusammenführen wird. Diesem Netzwerk wird in den kommenden Jahren eine besondere Bedeutung als generelles agrarpolitisches Steuerungssystem sowie als Grundlage der Beitragsvergabe zukommen. 
Schließlich soll im Jahre 2005 auch der Entwurf für eine überarbeitete und zum Teil neu gefasste gesetzliche Basis der Agrargemeinschaften und Interessentschaften ausgearbeitet werden.
Im Mittelpunkt der für das kommende Jahr geplanten Arbeiten wird auch die Umsetzung des von der Landesregierung zu genehmigenden Mehrjahresplanes zu zukünftigen Entwicklung der Fachschulen stehen. Es geht darin vor allem um der Erarbeitung von Maßnahmen zur Schul- und Unterrichtsentwicklung, um die Erhöhung der Arbeitsmarktchancen der Absolventen und Absolventinnen,  die Neuorientierung in der Erwachsenenbildung, um die Spezialisierung und Bergbauernberatung sowie um der Erarbeitung neuer Lehr- und Lernmethoden. 
Ein weiterer Schwerpunkt wird auf die Ernährungserziehung und –beratung gelegt. So wird das Ernährungserziehungsprojekt  „Fühlen wie es schmeckt“ in Zusammenarbeit mit den Kindergärten, Grund-, Mittel- und Oberschulen durchgeführt, um durch praxisorientierte Schulung der Lehrkräfte und Schüler,   und interaktives Lernen das Essverhalten nachhaltig zu prägen. Bisher konnten bereits fast 5000 Kinder und Jugendliche mit diesem Projekt erreicht werden.
 

In der landwirtschaftlichen Forschung werden im kommenden Jahr in über 350 Projekten und Tätigkeiten am Land- und Forstwirtschaftlichen Versuchszentrum Laimburg die Grundlagen für unsere Landwirtschaft erarbeitet und den neuen Herausforderungen ständig angepasst, um eine naturnahe und qualitativ hochwertige landwirtschaftliche Produktion zu fördern. 
 

In der Entwicklung des ländlichen Raumes kommt der Forst- und Bergwirtschaft, unabhängig von der wirtschaftlichen Bedeutung, eine wichtige Rolle zu. Die Schutzfunktion der Wald- und Almlandschaft ist heute, insbesondere im Zuge der sich häufenden klimatischen Extreme und für die Ressourcenerneuerung (Wasser und erneuerbare Energie) wichtiger denn je. Vom nachhaltig bewirtschafteten Wald gehen aber auch für andere Bereiche unverzichtbare, positive Synergien aus. So stehen vor allem die Kulturlandschaftsentwicklung und die Tourismusattraktivität des Landes in enger Wechselbeziehung mit der naturnahen Wald- und Almbewirtschaftung. Trotz Budgetverknappung dürfen die forstlichen Maßnahmen zur Erhaltung der Schutzfunktion des Waldes nicht in Frage gestellt werden; die aktive, naturnahe Waldbewirtschaftung soll weiterhin unterstützt werden sowie Initiativen zur Absicherung einer Mindestwertschöpfung aus dem Wald.
 

Ein wichtiges Ziel des Ressorts für Bauten ist es, die Qualität des Gebauten ständig zu verbessern. Um das zu erreichen, hat man vor einem Jahr eingeführt, dass die Vergabe der Bauaufträge nach dem Prinzip des Bestbieters und nicht nach jenem des Billigstanbieters erfolgt. Dadurch will man sicherstellen, dass nur qualifizierte Unternehmen Aufträge erhalten. Bei diesem Verfahren werden neben dem Preis auch andere Kriterien berücksichtigt, wie z. B. Referenzen über ausgeführte Arbeiten, die Berufserfahrung des verantwortlichen Personals des Unternehmers, die Qualität der angebotenen Produkte, Bauzeiten und Ähnliches. Diesbezüglich sind erste Erfolge sichtbar. Es kommt kaum mehr vor, dass unqualifizierte Firmen den Zuschlag erhalten.
 

Ein Schwerpunkt des Hochbaues betrifft den Krankenhausbau. Sicher ist es notwendig, dass auch im Krankenhausbau eingespart wird. Die Bauprogramme werden deshalb einer strengen Prüfung unterzogen, inwieweit die einzelnen Maßnahmen erforderlich sind. Gewisse bauliche Eingriffe sind aber unbedingt durchzuführen, um die Krankenhäuser den internationalen Standards und Technologien anzupassen, sei es unter dem Aspekt der Funktionalität sowie der Flexibilität der Strukturen, als auch bezüglich der Funktionstüchtigkeit der haustechnischen Anlagen. 
 

Im Bereich der Bildungsbauten geht der Bau der UNI dem Ende entgegen. Die Hauptgebäude der Universitäten von Bozen und Brixen wurden fertig gestellt. Bei der UNI Bozen werden zur Zeit die Hörsäle erbaut. Deren Inbetriebnahme wird im März 2005 erfolgen. Das 3. und letzte Baulos der UNI Bozen wird zur Zeit vergeben. Dann kann der UNI-Neubau als abgeschlossen betrachtet werden. Nachdem die UNI 1997 gegründet worden war, sind in nur 5 Jahren die wichtigsten baulichen Strukturen geschaffen worden, sodass die UNI jetzt beste Infrastrukturen zur Verfügung hat und ihrer Aufgabe voll gerecht werden kann.
Im Schulbau hat man ein hohes Niveau der baulichen Struktur erreicht. In den Zentren bleibt aber noch Einiges zu tun.
 

Im Bereich der Kulturbauten wird das neue Bibliothekszentrum in Bozen ein Schwerpunkt sein, in dem alle drei Bibliotheken der Landeshauptstadt zusammengefasst werden. Es muss jedoch noch der diesbezügliche Planungswettbewerb zu Ende geführt werden.
Weiters ist die Restaurierung von Schloss Sigmundskron und dessen Ausbau zu einem Bergmuseum von Bedeutung.
 

Wertvolle Dienste werden auf dem geologischen Sektor erbracht. Die Neukartierung des Landes wird in Zusammenarbeit mit dem Staat erstellt. 
Durch den geologischen Bereitschaftsdienst wird den Gemeinden und Landesämtern kontinuierliche Assistenz sowohl bei Unwettern als auch seismischen Notständen gewährt. Für die Bauten des Landes werden geologische Gutachten erstellt und geologischer Beistand während der Bauführung insbesondere der Tunnelbauten gewährt.
 

Mobilität und Verkehr durchdringen alle Bereiche unseres täglichen Lebens. Für die gesunde Entwicklung unserer Wirtschaft sind angemessene und sichere Verkehrswege unverzichtbar, gleichzeitig stellt die Verkehrsbelastung aber auch ein zentrales Problem für Mensch und Natur in unserem Land dar. 
Aus diesem Grund soll laut Koalitionsprogramm mit Hilfe von Umfahrungen der Verkehr aus den Wohngebieten ausgelagert sowie Gefahren- und Lärmquellen ebenso wie Verkehrsbehinderungen beseitigt werden.
Nachdem in den letzten Jahren bereits einige Umfahrungen – z.B. Naturns, Welsberg, Variante Bozen – Leifers, Niederdorf fertig gestellt wurden bzw. kurz vor der Fertigstellung stehen, sollen nun im Jahr 2005 – neben den Bauvorhaben in Vintl und St. Lorenzen im Rahmen des Ausbaus der Pustertaler Straße - einige weitere große Umfahrungen in Angriff genommen werden, u.zw. die Umfahrungen von Brixen, Auer, Forst-Töll sowie das nächste Baulos der Variante Leifers-Branzoll.
Ein besonderes Augenmerk wird im Jahr 2005 auch auf die Beseitigung der Gefahrenstellen gelegt.
Um der Bevölkerung ein rasches und sicheres Pendeln zu Schulen und Arbeitsstätten zu ermöglichen und Verzögerungen bei Rettungseinsätzen zu vermeiden, werden auf der Brenner Bahnlinie verschiedene Bahnübergänge durch Unterführungen ersetzt. 
Die Planungsarbeiten zum Ausbau der Pustertaler Straße zwischen Mühlbach und Bruneck sollen zum Abschluss gebracht und die Planung des Küchelbergtunnels in Angriff genommen werden.
 

Erste Priorität bei Instandhaltungsmaßnahmen haben Schutz- und Sicherungsmaßnahmen gegen Steinschlag und die Erneuerung und Ergänzung von bestehenden Anlagen. Wichtig ist auch die Ersetzung der maroden Leitplanken und der Maueraufsätze sowie die Errichtung von neuen Leitplanken auf Straßenabschnitten mit hoher Unfallsrate. Nicht außer Acht gelassen werden darf die Instandhaltung der Brücken der Staatsstraßen. Eingriffe, welche zwischen der Landesverwaltung und den Bürgermeistern der Bezirke vereinbart worden sind, bleiben nicht unberücksichtigt.
 

Das Assessorat für Verkehrswesen hat sich für das Jahr 2005 auch unter Berücksichtigung der zunehmenden Probleme im Zusammenhang mit der Umweltverschmutzung, der Einschränkung des Privatautogebrauchs und der immer restriktiveren Regelung der individuellen Zufahrtsrechte in den größeren Städten Südtirols anspruchsvolle Ziele gesetzt.
Aus diesen Überlegungen heraus aber auch aufgrund der offensichtlichen politischen Absicht, das Landesverkehrssystem auszubauen, sollen durch die geplanten Investitionen folgende Ergebnisse erzielt werden:
 

-        Die Arbeiten für die Inbetriebsetzung der Bahnlinie Meran-Mals und für die Aufnahme des Bahnverkehrs müssen bis Ende des Frühjahrs 2005 abgeschlossen werden.
-        In Verbindung damit ist der Ausbau des Bahnverkehrs auf der Linie Bozen-Meran vorgesehen: Hier sollen wichtige Investitionen zur Errichtung neuer Zugkreuzungen getätigt werden, dank welcher die Züge im Regelbetrieb, d.h. innerhalb Ende 2005, im 30-Minuten-Takt fahren können, was einem Zusatzangebot von etwa 20.000 km/Jahr entspricht.
 

Ähnliche Programme werden derzeit sowohl für die Bahnlinie des Pustertals ausgearbeitet, wo der Zugverkehr mindestens im Stundentakt gewährleistet werden soll, als auch auf der Bahnlinie entlang der Brennerachse zwischen Brenner und Verona, wo derzeit eine erhebliche Steigerung des Verkehrsangebots untersucht wird: Hier soll der Zugverkehr mindestens im Stundentakt gewährleistet werden, mit zusätzlichen Zügen zu Stoßzeiten. Diesbezüglich wurden bereits Studien zur Neuordnung des Verkehrsverbundes in den wichtigsten Einzugsgebieten in Auftrag gegeben: Pustertal – Vinschgau – Eisacktal – Burggrafenamt – Unterland und Überetsch. Das Ziel besteht hierbei in der Ermittlung der wichtigsten Verbindungsknoten zwischen den verschiedenen Verkehrsmodalitäten (Schiene und Straße), um die gegenseitigen Anschlüsse zu garantieren.
Vorgesehen sind also sowohl qualitative als auch quantitative Verbesserungen des öffentlichen Verkehrsangebots, die auch durch den graduellen Ersatz der alten Busse der Klassen Euro 0 und Euro 1 durch moderne und ökologische Busse der Klasse Euro 3 sowie durch den Ersatz in den Städten aller Dieselbusse durch Methanbusse erzielt werden können.
 

Auch werden die Arbeiten für die Errichtung des Zentrums für sicheres Fahren aufgenommen. Oberstes Ziel hierbei ist, die Unfallquoten zu verringern und Kurse zur Verbesserung der Verkehrssicherheitsstandards anzubieten. Wir hoffen auch vom Verkehrsministerium die Möglichkeit zu erhalten, durch entsprechende Fahrausbildungskurse Führerscheinpunkte zurück zu erwerben.
 

Neue gesetzliche Regelungen von Seiten des Staates und der EU erfordern Anpassungen einiger Landesgesetze an die neue Situation, zum Teil müssen Gesetze insgesamt neu geschrieben werden, damit sie den heutigen Anforderungen entsprechen, dies betrifft das neue Abfallgesetz, Gesetz zur UVP, die Neufassung des LEROP und Energiegesetz. 
 

Naturparke, Schutzzonen und Biotope stellen eine wichtige Ergänzung in unserer stark besiedelten und expandierenden Umgebung dar, sie bereichern und bewahren wertvolle Lebensräume und unsere Identität  Die Anpassung der Nationalparkgrenze im Vinschgau und von Naturparken und Biotopen stehen dabei im Vordergrund. Besondere Förderung erfahren Schindeldächer und andere Landschaftspflegemaßnahmen. 
 

Die Wasserrahmenrichtlinie der EU legt die Basis zu einer einheitlichen Planung der Wasserressourcen. Dies ist besonders im Alpenraum ein wichtiger Schritt, denn einerseits ist sauberstes Trinkwasser aus dem Wasserhahn eine Tatsache, an die wir gewohnt sind und die wir trotz der starken Nutzung auch erhalten müssen. Gleichzeitig ist Wasser auch die Grundlage für die Erzeugung elektrischer Energie, eine erneuerbare Energiequelle, die gerade im Sinne des Kyoto-Protokolls eine starke Bedeutung hat und auch einen wichtigen Wirtschaftszweig darstellt. Diese und die Nutzung als Beregnung und Bewässerung sind oftmals in Konflikt mit den Restwasserstrecken. Abwasser klären und wieder als sauberes Wasser den Flüssen zurückgeben schließt den Kreislauf nach der Nutzung, hier haben wir mit 99,6% geklärter Abwasser das Programm abgeschlossen, einige Hauptsammler stehen noch zur Realisierung an. Der zu erstellende Wassernutzungsplan stellt die verschiedenen Nutzungsarten in einen ausgewogenen Rahmen.
 

Die Umsetzung des Luftqualitätsplans unter Miteinbeziehung entsprechender Maßnahmen ist eine vorrangige Aufgabe. Je nach Jahreszeit, Ort und Art der Schadstoffe werden die entsprechenden Maßnahmen geplant und von den Gemeinden unter Miteinbeziehung der zuständigen Ämter durchgeführt. Die Maßnahmen treffen nicht immer die Zustimmung aller Bevölkerungsschichten, dennoch  müssen die Erhaltung der Luftqualität im Sinne unserer Gesundheit vorrangiges Ziel sein. Das Problem Feinstaub wird dabei im speziellen durch den finanziell unterstützen Einbau von Partikelfiltern bei Dieselfahrzeugen unterstützt, ebenso wird der verstärkte Einsatz von Erdgasautos.
 

Der Bau der neuen thermischen Restmüllverwertungsanlage geht in die konkrete Projektierungsphase. Es ist die in Südtirol einzige Anlage dieser Art, die das ganze Land versorgt. Sie wird die strengen Kriterien zur Rauchgasreinigung einhalten, wie wir es auch bisher gewohnt sind, also nach dem Stand der Technik. Gleichzeitig wird die Optimierung in der Erzeugung von Energie, sowohl Strom wie Wärme, und deren Nutzungen realisiert. Die Realisierung dieser Anlage entspricht unserem Grundprinzip der Abfallbewirtschaftung: Vermeiden, wiederverwerten soweit möglich und die unvermeidlichen Reste einer Entsorgung zuführen, wobei auch hier noch der größtmögliche Nutzen, in diesem Fall energetisch, angestrebt wird.
 

Elektromagnetische Felder werden als vielfach besonders belastend angesehen. Mit der Verabschiedung des Planes für Kommunikationsinfrastrukturen (KIS) wird Ordnung in die verwirrende Situation zwischen Umsetzern für Mobiltelefonie, Stromleitungen, Radio- und Fernsehsendern gebracht zum Schutz unserer Gesundheit und unter Berücksichtigung der Standortfragen in Bezug auf Versorgung, Landschaftsschutz und Strahlungsminimierung.
 

Die Stromverteilung in Südtirol ist noch sehr unterschiedlich und inhomogen geordnet, Diese Situation wird im kommenden Jahr einer Lösung und Reorganisation zugeführt. Hierbei sind die Enel, die Etschwerke, verschiedene Stadtwerke bis hin zu den Kleinverteilern auf lokaler Ebene, insgesamt 66 Verteiler, zu koordinieren. Es muss klar geordnet werden, wer wo welche Mengen an Strom verteilt. In welcher Form dies stattfindet, wird in entsprechenden Verhandlungen geklärt werden und findet im Verteilerplan seinen Niederschlag. Im Zuge der Stromliberalisierung ist eine Zusammenführung der Verteilerbetriebe notwendig um die Versorgung zu gewährleisten. Wir werden die Übernahme des Enel-Verteilernetzes gemäß den Durchführungsbestimmungen 235/77 in die Wege leiten.
 

Das Thema Klimahaus hat in Südtirol wie auch in vielen anderen Provinzen Italiens und im Ausland großes Echo erfahren. Über 700 Personen, vom Handwerker bis zum Architekten und Ingenieur, sind in den 2 Jahren seit das Klimahaus vorgestellt wurde, ausgebildet worden. Das Konzept hat bereits in viele Gemeindebauordnungen Eingang gefunden. Die starke Nachfrage um Betreuung und konzeptionelle Hilfestellung vor allem außerhalb Südtirols überschreitet die Kapazitäten des Amtes, diese Tätigkeit wird ausgelagert und eine Klimahausagentur gegründet, welche auf privatwirtschaftlicher Basis dieses Thema organisiert und weiterführt. 
 

Für Energieeinsparung, Steigerung der Energieeffizienz, für regenerative Energien und andere innovative Projekte sind Beiträge zu deren Umsetzung vorgesehen um diesen Innovationen zum Durchbruch zu verhelfen. Beihilfen sind auch zur Wahrung von traditionellen Bauten, landschaftsgestaltenden Elementen, Bewahrung von wertvollen Schutzgebieten, Umweltanlagen und ähnlichen Initiativen vorgesehen.
Zur Reduzierung des Einsatzes der fossilen Energieträger und zum konkreten Klimaschutz wird die Errichtung von Biomasse betriebenen Fernheizwerken weiterhin unterstützt.
Im Bereich Brandverhütung wird im Jahre 2005 eine Verbesserung des Dienstes angestrebt, sei es vom Gesichtspunkt der Information, wie von dem der Überwachung. 
 

Am Flughafen von Bozen wird für den Brandschutzdienst die bereits genehmigte neue Feuerwache errichtet.
Einsatzzentrale und Lagezentrum:
Außer den laufenden Investitionen (Austausch von Feuerwehrfahrzeugen und Einsatzmaterial) wird im Bereich Sonderausrüstung (Chemie- und Strahlenschutz) nachgerüstet. 
 

Bereich Zivilschutz:
Weiterführung des Programms zur Finanzierung der Feuerwehrgerätehäuser. 
Zu Beginn des Jahres 2005 werden die Richtlinien für die Ausarbeitung der Gemeindezivilschutzpläne erlassen (Umsetzung des LG 15/2002). Für die Arbeit der Bezirksleitstellen und der Landesleitstelle ist eine Einheitlichkeit der Gemeindezivilschutzpläne notwendig.
Die Kriterien für die Gewährung von Beiträgen an Gemeinden und Hilfsorganisationen gemäß LG 34/75 werden überarbeitet, mit dem Ziel Vereinfachungen der Verwaltungswege, größere Bürgernähe und Transparenz zu erreichen.
Eine Konvention mit der Region Friaul Julisch Venetien, Tirol und der Schweiz im Bereich der Erdbebenerhebung wird ausgearbeitet und ein Teil des Südtiroler Erdbebenerhebungsnetzes probeweise in Betrieb genommen.
Ein neues Landesgesetz über die Zuständigkeiten und die Finanzierung der Bergrettungsdienste wird erarbeitet. 
 

Das Hochwassermodell (Universität Padua – 3-jähriges Projekt) wird im Jahr 2005 fertig gestellt. Wetterradar: wird gemeinsam mit Trient  weitergeführt.
 

Der Sonderbetrieb für Bodenschutz, Wildbach- und Lawinenverbauung wird im Arbeitsjahr 2005 wiederum eine Reihe von notwendigen Verbauungsmaßnahmen zum Schutz der Südtiroler Bevölkerung durchführen. Es handelt sich zum Großteil um die Fortführung von Maßnahmen in verschiedenen Einzugsgebieten von Wildbächen und Muren, welche den Siedlungsbereich und andere öffentliche Einrichtungen bedrohen oder positive Auswirkungen auf den Wasser- und Geschiebehaushalt haben. Als wichtigste Arbeitsschwerpunkte sind die Sicherungsarbeiten an der Etsch anzusehen. 
 

Familien- und Kulturpolitik zählen zu den Querschnittsaufgaben einer zukunftsorientierten Landespolitik. Beide Bereiche, die die Gesamtheit unserer Bevölkerung betreffen, in einer Hand zu vereinen, bedeutet Vernetzungen anzupeilen und Synergien zu schaffen.
Breitenförderung für die Familie ist zugleich Kulturförderung für die Keimzelle unserer Gemeinschaft. Familienkultur ist die Grundlage für kulturelle Entfaltung unserer Bevölkerung.
 

Der Wandel des Mehrgenerationenprojektes Familie macht es nötig, die Rahmenbedingungen von Partnerschaft, von Kindsein und Altwerden zukunftsfähig zu gestalten. 
Dazu soll die Dienststelle Familie errichtet werden, die hauptsächlich mit der Koordinierung der unterschiedlichsten Initiativen zugunsten von Familien im Rahmen der gesamten Landesverwaltung beauftragt wird. Sie soll das bestehende Angebot übersichtlich und besser bekannt machen. Spezielle Initiativen sollen Eltern helfen, ihre Erziehungskompetenz zu steigern. Zu diesem Zweck wird ein Elterntelefon eingerichtet  und die sog. „Elternschule“ ausgebaut werden. Hier können Mütter und Väter sich das aneignen, was sie brauchen, um erfolgreich ihre Erziehungsaufgaben meistern zu können. Familienthemen sollen in der Öffentlichkeit auf ansprechende Weise behandelt werden, weil so auch Anerkennung für die Leistung von Familienmenschen vermittelt werden kann. 
 

In Zeiten der Globalisierung stellt Kultur mehr denn je die unverwechselbare Identität eines Landes dar. Mit der Kulturförderung sollen die unterschiedlichsten Ansätze von Kulturarbeit in Südtirol unterstützt werden. Traditionspflege, zeitgenössische Kunst und Kultur und Avantgarde sind für das kulturelle Wachstum unserer Bevölkerung unverzichtbar. Dabei ist der Zugang zu den internationalen kulturellen Trends und Leistungen ebenso förderungswürdig wie das kreative Potential der einheimischen Bevölkerung. Der Sprachförderung gilt besondere Aufmerksamkeit. Im Sinne von Subsidiarität  trägt das Land Südtirol zur Tätigkeit der Kulturschaffenden der verschiedenen Bereiche bei. 
 

Mit Projekten zur Erinnerung an den ersten Weltkrieg wird auf das Gedenkjahr 2009 hingearbeitet, in dem Südtirol die Landesausstellung ausrichten soll. 2005 beteiligt sich Südtirol an der Landesausstellung Tirols, die die Zukunft der Natur thematisiert.
Im Museumsbereich wird die Landeskörperschaft der Museen ihren Koordinationsauftrag voll umsetzen. Für die privaten Museen wird die Servicestelle des Landes aktiv. Die Katalogisierung der Kulturgüter wird erstmals einen Überblick des gesamten Kulturgutbestandes ermöglichen. 
 

Die Jugendarbeit thematisiert die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen am öffentlichen Leben. Die Partizipation der Heranwachsenden trägt zur Festigung der Gemeinschaften bei. Der Kinder- und Jugendschutz soll in Südtirol eine eigene Regelung erfahren. 
Der Auf- und Ausbau von Infrastrukturen für die Jugend wird fortgesetzt. 
 

Die allgemeine Weiterbildung antwortet auf die Veränderungen der Lebenswelt von Erwachsenen. Lebenslanges Lernen ist in Zeiten von Pensionsreformen und wachsender Lebenserwartung zum Imperativ geworden. Sprachkenntnisse und Kenntnisse im Umgang mit zeitgemäßen Kommunikationsinstrumenten sind für alle Altersgruppen notwendig. Die aktuelle Thematik von Nachhaltigkeit im Bildungsbereich wird mit einem Projekt bearbeitet. 
Die Weiterentwicklung von Qualitätsstandards soll die Förderung von Weiterbildungsorganisationen noch transparenter als bisher gestalten. 
 

Das Bibliotheksentwicklungskonzept wird weiter umgesetzt; das Medienspektrum in den Bibliotheken ausgeweitet. Die öffentlichen Bibliotheken werden weiter vernetzt, die Serviceleistungen des Amtes ausgebaut. Das längerfristige Ziel ist eine virtuelle Bibliothek Südtirol, die über den Gesamtkatalog zugänglich ist.
Schulbibliotheken sollen auf ihrem Weg der Professionalisierung weiter unterstützt werden. Das Projekt der Erschließung historischer Bibliotheken, bisher von der Stiftung Sparkasse finanziert, muss in das Bibliothekswesen des Landes eingegliedert werden. Die Leseförderung, direkt und indirekt, bleibt weiterhin ein Hauptanliegen der Bibliotheken und der geförderten Organisationen.
 

Audiovisuelle Medien auf modernstem Niveau unserer Bevölkerung zur Verfügung zu stellen ist ein Beitrag zur Chancengleichheit. Bildarchive des Landes werden so weiterentwickelt, dass sie für Interessierte leichter zugänglich werden.
 

Um die Bevölkerung mehr für die Erhaltung von Denkmälern zu sensibilisieren, werden weitere  Grabungsstätten der Öffentlichkeit zugänglich gemacht und die Gemeinden zu Initiativen wie den Tag des offenen Denkmals motiviert. 
 

In Zusammenarbeit mit Nordtirol werden Projekte zur Erinnerung an den 1. Weltkrieg durchgeführt. Dabei soll die wissenschaftliche Bearbeitung von Erfahrungen der Zivilbevölkerung im Vordergrund stehen und damit zur Friedensarbeit beitragen. 
 

Der Bereich der italienischen Kultur wird im Jahr 2005 durch eine Verdichtung des „Produktionsnetzes“ für kulturelle Tätigkeiten geprägt sein. Dank der verfügbaren Geldmittel konnten die für die Realisierung des Theaters Cristallo erforderlichen Ressourcen ausfindig gemacht werden: So kann auch die letzte erforderliche Tranche für die Einrichtung des Theaters im Hinblick auf seine darauf folgende Einweihung und Inbetriebnahme bezahlt werden. Dieses Theater wird eine der wenigen Theater- und Kulturstätten sein, die sich ausdrücklich an das Publikum der neuen städtischen Siedlungen wenden.
Die Maßnahmen zur Suche eines neuen Publikums für Kulturangebote und zur Förderung der Kenntnis des Territoriums durch die italienischsprachige Bevölkerung werden fortgesetzt. 
Im Bereich der Sprachförderung werden die Projekte zur Unterstützung der gegenseitigen Kenntnis der Kulturen und der lokalen Sprachen mit einem besonderen Augenmerk für die Familien fortgesetzt.
 

Die ladinische Kultur wird auch im Jahr 2005 durch die Gewährung von Beiträgen und Beihilfen seitens des Landes in ihrer Vielfalt in den ladinischen Tälern unterstützt. Gefördert werden die verschiedenen Ausdrucksformen des ladinischen Kulturschaffens, von der Volkskultur bis hin zur modernen Kunst. 
 

Unterstützung der didaktischen Tätigkeit an den Schulen mit dem Ziel jeder Schülerin und jedem Schüler die Entwicklung der eigenen Identität und Kultur, den Lernerfolg und den Erwerb von konkreten Kompetenzen zu garantieren. Dies soll durch eine Schulpolitik erreicht werden, die folgende Schwerpunkte berücksichtig: 
 

Den Entwicklungsprozess zur Bestimmung des neuen Bildungs- und Ausbildungssystems des Landes einschließlich der Kindergärten in die Wege leiten, wobei Kriterien in Bezug auf die Unterrichtszeit für die Schüler und Schülerinnen der Unterstufe festgelegt werden;
 

Förderung des Erwerbs der Zweiten Sprache und der englischen Sprache in allen Schulstufen;
 

Verstärkte Verbreitung der neuen Technologien im Bereich der Informatik und der Multimedien, und Verbesserung der Kenntnisse in Mathematik und Naturwissenschaften;
 

Förderung der Zusammenarbeit mit der Fakultät für Erziehungswissenschaften der Universität Bozen zur Ausarbeitung von gemeinsamen Lahrplänen zwecks Optimierung der Aus- und Fortbildung der Lehrpersonen,
 

Festlegung der Funktionen der Tutoren und des Portfolios der Schüler und Schülerinnen,
 

Die Evaluationsprozesse des Bildungssystems des Landes sowie der einzelnen Schulen in Gang setzen, wobei die Voraussetzungen für die Tätigkeit der neu errichteten Landesbeiräte und der entsprechenden Unterstützungs-Dienstellen garantiert wird.
 

Der Entwurf für ein neues Lehrlingsgesetz ist bereits erarbeitet und soll im nächsten Jahr vom Landtag beschlossen werden. Ziel ist es, die duale Ausbildung der Lehrlinge zu verbessern und aufzuwerten, um einerseits die Gleichrangigkeit im Bildungssystem zu garantieren und andererseits neue Entwicklungen des staatlichen Reformgesetzes sowie neue Formen der Lehrlingsausbildung zu berücksichtigen.
 

Die Berufsbildung und die Schule sind verstärkt als die zwei Teile eines integrierten Bildungssystems zu begreifen, die miteinander kommunizieren, und auch durchlässig sind. So wie man sich auf gesamtstaatlicher Ebene bereits über Prozeduren geeinigt hat, wie man von einem System ins andere übertreten kann, so müssen wir das auch in Südtirol vorsehen.
Das bestehende Fachschulsystem entspricht den staatlich vorgegebenen Standards und wird im Sinne der Schulreform weiterentwickelt, indem ein zusätzliches Spezialisierungsjahr angeboten wird. In der Weiterentwicklung dieses Vorhabens steht im Sinne der Landes-Schulreform der Zugang zu universitären Ausbildungen.
 

Ein Schwerpunkt des Jahres 2005 der Abteilung Bildungsförderung wird die Harmonisierung der verschiedenen Fördermaßnahmen für SchülerInnen aller Schultypen und –grade sein. Dabei sollen unter anderem auch neue Fördermodelle aufgegriffen werden, die geeignet sind, Familie und Beruf besser zu vereinbaren, wie zum Beispiel die Ausdehnung des Schulausspeisungsdienstes auf alle interessierten SchülerInnen und die Förderung von Projekten zur Kinderbetreuung am Nachmittag und im Sommer Darüber hinaus gilt es den in der Studienförderung erreichten Standard auch im Jahr 2005 zu erhalten. Aber auch aus organisatorischer Sicht wird für den Bürger die Inanspruchnahme der einzelnen Fördermaßnahmen erleichtert werden indem das Projekt „Periphere Datenerfassung“ über die Schulen und das Projekt „Online-Ansuchen“ im Hochschulbereich realisiert werden. Diese beiden Projekte ermöglichen den Familien ihre Anträge direkt über die Schule oder von zu Hause via Internet einzureichen.
 

Im Bereich der Hochschulausbildung wird mit der Umsetzung des gerade vom Landtag verabschiedeten neuen Hochschulfördergesetz begonnen. Um den Standort der Freien Universität Bozen zu stärken, wird das entsprechende Dienstleistungsangebot für Studierende an der Universität Bozen, vor allem was die Schaffung zusätzlicher Heimplätze betrifft, erweitert. Eine zentrale Rolle im Rahmen der Hochschulförderung bildet nach wie vor der Umstand, dass ein Großteil der Südtiroler StudentenInnen die universitäre Ausbildung außerhalb des Landes absolviert. Dementsprechend wird auch im Jahr 2005 die finanzielle Unterstützung bedürftiger Studierender ein Kernpunkt der Bildungsförderung sein. Die traditionellen Studienbeihilfen sollen durch Einkommens unabhängige Leistungsstipendien und die Einführung von Darlehen ergänzt werden. Auch das Erlernen der Fremdsprachen und der zweiten Sprache soll finanziell stärker unterstützt werden.
 

Im Sinne eines lebenslangen Lernens und der Tatsache, dass die Arbeitsmarktsituation einen hohen Grad an Mobilität fordert, wird die Orientierungsarbeit für Erwachsene ausgebaut und durch spezielle Projekte unterstützt. Im Hinblick auf die schul- und berufskundliche Information werden weitere Schritte zum Aufbau eines Berufsinformationszentrums (BIZ) umgesetzt. Im Schulbereich ist zudem eine mehrjährige Orientierungsarbeit anzustreben. 
 

Im  Haushaltsjahr 2005 wird der Forschung ein stärkeres Augenmerk als bisher geschenkt werden. In der Folge wird ein Gesetzentwurf zur Forschung und Innovation in Südtirol vorgelegt, mit dem Ziel, den gesamten Bereich Forschung und Innovation in Südtirol stärker zu promovieren bzw. zu fördern. Wesentlich ist in diesem Zusammenhang, dass Forschung der Motor für Innovation und Entwicklung ist und dazu beitragen soll, den Wirtschaftsstandort Südtirol im internationalen Wettbewerb zu stärken. Die Forschung in Südtirol soll in erster Linie über die Freie Universität Bozen und natürlich auch über die Europäische Akademie voran getragen werden. 
 

Das Gesundheitswesen steht in Südtirol wie im gesamten mitteleuropäischen Raum vor großen Herausforderungen. Um diesen zukünftigen Entwicklungen gewachsen zu sein, wurde im Jahr 2004 im Südtiroler Gesundheitswesen ein Modernisierungsprozess eingeleitet, der im Jahr 2005 konsequent fortgesetzt werden muss. 
Die Aufteilung der landesweit einmaligen Dienste wurde größtenteils bereits vorgenommen und muss jetzt umgesetzt werden. 
Sehr wichtig für eine einheitliche und qualitativ hoch stehende Versorgung der Patienten wird die Definition von einheitlichen Betreuungsstandards und Betreuungsprotokollen sein. 
Im Grundsatzpapier zur Modernisierung des Gesundheitswesens wurde festgelegt, dass das Organisationsmodell in Südtirol mit den 4 Sanitätsbetrieben beibehalten wird. Die Gründe dafür sind, dass durch dieses periphere System eine flächendeckende Versorgung, die Nähe zum Bürger und damit zum Patienten sehr viel besser gewährleistet werden kann.
Auf der anderen Seite ist es aber notwendig jene Bereiche in der Verwaltung, die sinnvoll sind zusammenzulegen auch zusammengefasst werden und nur einmal an einem Ort eingerichtet werden. Im Bereich der EDV hat die Landesregierung bereits den Beschluss für ein einheitliches Krankenhausinformationssystem KIS für ganz Südtirol beschlossen. Verschiedene andere Projekte im EDV Bereich werden die bessere Vernetzung fördern und die Zusammenarbeit unter den Sanitätsbetrieben und Krankenhäuser zum Wohle der Patienten vereinfachen und verbessern. Im Bereich der Einkäufe, Ausschreibungen und Aufträge werden zukünftig alle vier Sanitätsbetriebe gemeinsam an einer Stelle diesen Bereich abwickeln und damit beträchtliche Kosteneinsparungen erzielen können. 
Bei der Planung und Kontrolle innerhalb der Sanitätsbetriebe werden neue Impulse der Verfeinerung des Budgettierungsverfahrens, der Kostenstellenrechung und der allgemeinen Buchhaltung, sowie der Entwicklung eines integrierten Informationssystems (so genanntes Gebarungskontrollsystem) gegeben.
Die Prävention wird im Jahr 2005 eine ganz wichtige Rolle im Gesundheitswesen einnehmen. In den Bereichen: Schutz der Nichtraucher, ausreichend Bewegung und richtige Ernährung gilt es die Bevölkerung zu einem Bewusstseinswandel zu bewegen. Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zum Schutz der Nichtraucher wird ein erster konkreter Schritt in diese Richtung gesetzt werden. Das Gesundheitswesen darf nicht ein reiner Reparaturbetrieb für Krankheiten sein, sondern soll weit darüber hinaus zum Wohlbefinden der Bevölkerung beitragen.
Auch im Jahr 2005 sollen die Dienste und die sanitäre Betreuung der Bevölkerung auf dem Territorium verbessert werden. Ärztegemeinschaften, die Realisierung von Organisationsexperimenten zwischen Krankenhaus und Territorium sowie Synergien zwischen Ärzten für Allgemeinmedizin und Krankenhausfachärzten sollen weiter angeregt werden. 
Auch die Reorganisation der Dienste auf dem Territorium bzw. Rationalisierungsmassnahmen sollen durch die Ausarbeitung von Vorschlägen zur Reorganisation der Sprengel, von Richtlinien zur geschützten Entlassung mit Schwerpunkt Krankenhaus und Territorium und von Tarifverzeichnissen für alle in den Sprengeln tätigen Berufsbilder weiter vorangetrieben werden.
Hinsichtlich der Betreuung von Patienten mit Abhängigkeitserkrankungen soll das Landesgesetz Nr. 69/78 betreffend die Behandlung der Abhängigkeiten (Alkohol, Drogen, Glückspiele, usw.)  überarbeitet werden. 
Weiters sollen im Jahr 2005 die neuen Arbeitsverträge für Allgemeinmediziner, Kinderbasis- und Ambulatoriumsfachärzte ausgearbeitet und abgeschlossen werden. 
Zurzeit laufen die Verhandlungen für den Bereichsvertrag für das nichtärztliche Personal des Landesgesundheitsdienstes für den Zeitraum 2001-2004.
In den Kollektivverträgen aber auch darüber hinaus ist es die Ausbildung des Gesundheitspersonals der weiterhin ein großer Stellenwert beigemessen wird. Dies gilt besonders für die Landesfachhochschule für Gesundheitsberufe „Claudiana“. Ein weiteres Vorhaben ist die Umsetzung der Reform der Facharztausbildung (L.G. 14/02).
Schwerpunkte In der Weiterbildung sind die fachlichen Kompetenzen der MitarbeiterInnen, Management, Persönlichkeitsentwicklung, Palliativmedizin, kurative Medizin, Komplementär- und Umweltmedizin.  Der ethischen Dimension wird weiterhin der notwendige Raum zuerkannt.
 

Sowohl der Landesgesundheitsplan wie auch der Landessozialplan 2006-2008, mit den Prioritäten und der Planung für die kommende Dreijahresperiode, sollen verabschiedet werden. Gleichzeitig wird man mit der Fachplanung in den verschiedenen Bereichen beginnen. 
Der Gesetzentwurf über die Pflegeversicherung soll dem Landtag vorgelegt werden. 
Ein Programm für die Familie wurde in der Landesregierung diskutiert und genehmigt. An der Umsetzung wird weitergearbeitet werden, vor allem am Ausbau der Kleinkinderbetreuung durch weitere Förderung des Tagesmutterdienstes und dem Bau von Kleinkinderbetreuungsstätten in den größeren Gemeinden, den weiteren Ausbau ambulanter Betreuungseinrichtungen wie Hauspflegedienst (vor allem für Menschen mit Behinderung) und aufsuchende Familienarbeit sowie die Einführung eines Familiengeldes (80 € monatlich für Kinder im Alter bis zu 36 Monaten, und zwar unter Berücksichtigung von Einkommen und Vermögen).
Die Umsetzung des Gesetzes und der Durchführungsverordnung über die architektonischen Barrieren steht ebenfalls an. 
Die Verbesserung der ambulanten Betreuung ist durch den Ausbau der Sprengel weiter voranzutreiben: vor allem die ambulante Hausbetreuung und die sozialpädagogische Grundbetreuung gilt es auszubauen, um die Notwendigkeit von stationären Aufnahmen weiter einzuschränken und die Informations-, die Beratungs-, die Einzelfallbetreuung aber auch die Gemeinwesenarbeit im Sprengel weiter auszubauen.
In der stationären und teilstationären Betreuung gilt es die Vorgaben des Sozialplanes zu erreichen; insbesondere bei den Altenwohnungen und den Tagespflegeheimen gibt es noch Nachholbedarf.
Wichtig sind auch die stärkere Förderung der Arbeitseingliederung von Menschen mit Behinderung und sozialen Randgruppen, die Förderung der Selbsthilfe, des Volontariates und des Non-Profit-Bereiches. Im Sinne der Hilfe zur Selbsthilfe und der Übernahme von Verantwortung durch Betroffene und engagierten Bürgerinnen und Bürgern, werden Beiträge für Selbsthilfeinitiativen und ehrenamtlich Tätige ausgeschüttet.
 

Das Jahr 2005 steht im Zeichen der Suspendierung der obligatorischen Wehrpflicht, zumal im Dezember 2004 die letzten Einberufungen der Wehrpflichtigen und somit auch der obligatorischen Zivildienstleistenden stattfinden. Um einem völligen Ausfallen der Zivildienstleistenden vorzubeugen, hat das Land einen Gesetzentwurf erarbeitet, der sich zum Ziel setzt, den vom Staat eingeführten freiwilligen Zivildienst auf Landesebene zu fördern und für unsere Mitbürger attraktiv zu gestalten.
Nach Verabschiedung dieser Gesetzesvorlage werden nun die Durchführungsbestimmungen erarbeitet, welche vor allem den Rahmen und die Vergünstigungen des so genannten Landeszivildienstes, der für Personen unterschiedlicher Altersgruppen vorgesehenen ist, festlegen müssen. Ziel ist es, die Anreize für diesen Freiwilligendienst zu erhöhen, sodass er für Personen verschiedener Altersgruppen ein interessantes Angebot darstellt. Hierzu bedarf es allerdings auch des Mitwirkens der vielfältigen Bereiche, in denen die Einsätze erfolgen und vor allem auch der privaten und öffentlichen Körperschaften, welche diesen Dienst beanspruchen.
 

Angesichts der vielen Krisenherde auf dieser Erde und der zunehmenden Verarmung vieler Gebiete und Regionen im Süden der Welt, ist es mehr denn je notwendig, dass auch von Seiten des Landes Südtirol im Zeichen der Solidarität, Impulse für eine nachhaltige Entwicklung, für eine verstärkte Eigenverantwortung und für den Schutz der Menschenrechte sowie der Rechte einzelner Volksgruppen und Minderheiten gesetzt werden. Dies erfolgt weiterhin in enger Zusammenarbeit mit unseren Organisationen und Vereinen, die in diesem Bereich tätig sind aber auch punktuell mit den Partnerländern- und regionen, die mit dem Land direkt zusammenarbeiten. Ein wichtiger Aspekt ist in diesem Zusammenhang auch die Sensibilisierung und Bewusstseinsbildung unserer Bevölkerung, die dazu beitragen soll, dass wir in der Lage sind, fremde Kulturen zu begreifen und zu akzeptieren und uns nicht vor den Herausforderungen dieser Auseinandersetzungen verschließen. In dieser Hinsicht wird auch das Schwerpunktthema Toleranz und Dialog zwischen den Kulturen einen besonderen Stellwert in der Bildungstätigkeit einnehmen. Auch der von den Vereinten Nationen vorgegebene Schwerpunkt der Kleinkredite wird für uns Anlass sein, die verschiedene Finanzinstrumente und insbesondere das Kleinkreditwesen als Instrumente zur Armutsbekämpfung zu durchleuchten und bekannt zu machen.
Im Bezugsjahr wird auch das vom italienischen Außenministerium finanzierte Entwicklungsprogramm für die Balkanländer Bosnien Herzegowina und Rumänien umgesetzt. Die Zusammenarbeit mit diesen Ländern wird im Hinblick auf deren Annäherung zur EU und angesichts der Bereitstellung weiterer nationaler und insbesondere auch neuer gemeinschaftlicher Finanzierungsinstrumente immer relevanter.
 

Angesichts der Vielfältigkeit und Unübersichtlichkeit des Waren- und Dienstleistungsangebotes müssen die Verbraucher verstärkt informiert werden, damit sie bewusste Entscheidungen treffen können. Je komplexer das Angebot ist, desto mehr Kenntnis benötigen die Konsumenten, um sich zurechtzufinden und von ihren Rechten auch Gebrauch zu machen. Gleichzeitig ist es auch für die Unternehmen vorteilhaft, wenn die Verbraucher in der Lage sind, Qualität und seriöses Geschäftsverhalten zu honorieren. Die Aufgabe der Information und Beratung der Verbraucher ist daher mehr denn je ein wichtiger gesellschaftspolitischer Auftrag. Die Verbraucherzentrale Südtirol soll daher 2005 in die Lage versetzt werden, diese Tätigkeit verstärkt wahrzunehmen. Die Landesregierung wird hierfür eine deutliche Erhöhung (in etwa 40%) des Jahresbeitrages gewähren und auch weiterhin kostenlos Räumlichkeiten und Strukturen zur Verfügung stellen. Besonderes Augenmerk soll dem Aspekt der Preiswahrheit und den diesbezüglichen Vergleichen gewidmet sein. Weiters sollen insbesondere auch die Jugendlichen angesprochen werden, denn bereits in der Schule muss gelernt werden, wie man zu einem mündigen und eigenverantwortlichen Verbraucher/in wird. In Zusammenarbeit mit den Pädagogischen Instituten werden daher spezifische Projekte und auch längerfristige Programme ausgearbeitet, die in den Schulen durchgeführt und implementiert werden sollen. 
 

Unterstützen und vorantreiben werden wir auch alle Initiativen, die darauf abzielen, die Jugendlichen für den ehrenamtlichen Einsatz zu motivieren und zu bewegen. Und die Verwalter und Mitglieder der Organisationen im Hinblick auf ihre Tätigkeit zu schulen.
 

Das Bauprogramm des Wohnbauinstituts für den Zeitraum 2001-2005, das die Errichtung von insgesamt 1.600 Wohnungen vorsieht, wird fortgesetzt. Außerdem werden die etwa 2.700 Beitragsgesuche, die jährlich für den Ankauf, den Bau und den Umbau von Wohnungen vorgelegt werden, bearbeitet.
Der Fonds, aus dem Mietbeiträge für etwa 6.000 Familien gezahlt werden, wird weitergeführt und ein voraussichtliches Ausgabenvolumen von 25.000.000,00 Euro erreichen.
Auch werden weiterhin der Erwerb und die Urbanisierung von Flächen für den geförderten Wohnungsbau zugunsten der Gemeinde und des Wohnbauinstituts finanziert. 
 

Mit dem Haushaltsansatz des Vorjahres von 15,5 Millionen Euro will die Landesregierung auch 2005 wieder die wichtigen Grundbedürfnisse im Bereich des Sports der ca. 1600 Gesuchsteller in den Bereichen Tätigkeit, Veranstaltungen, Kurse, Geräte und Anlagen befriedigen. 
Die Vergabe der Beiträge und Beihilfen wird ab 2005 unter Beachtung neuer Kriterien von statten gehen. Dabei werden die Schwerpunkte darauf gelegt, dass Jugendarbeit und Ehrenamtlichkeit vermehrt unterstützt werden.
2005 steht wiederum im Zeichen eines Gedenkjahres. Die UNO hat 2005 zum Jahr des Sports ausgerufen und soll durch geeignete Initiativen auch in Südtirol begangen werden. 
Weiters bestehen berechtigte Hoffnungen, dass 2005 auch die Zusammenarbeit mit dem CONI in Rom auf eine neue Basis gestellt werden kann. Die Verhandlungen über die Ausräumung der offenen Fragen und der Begleichung der alten Schulden sind auf gutem Wege, so dass durch den Abschluss neuer Einvernehmensprotokolle die Zusammenarbeit verbessert werden kann.
 

Im Koordinierungskomitee für die Gemeindefinanzierung konnte man sich auch für das Finanzjahr 2005 auf den Zuweisungsschlüssel 13,5% der Kompetenzeinnahmen des Titel I des Landeshaushaltes einigen, so dass über die Lokalfinanzen den Gemeinden 385.735.000 Euro zufließen können, wobei im neuen Finanzjahr mehr Gelder für Beiträge als für Darlehensaufnahmen zur Verfügung gestellt werden.
Besonderes Augenmerk in der Lokalfinanz muss dem Bau von Altenpflegeheimen gelten, wird doch der zu erwartende Andrang zu den Einrichtungen immer gefragter. Das Schulbautenprogramm, insbesondere im Mittelschulbereich wird fortgesetzt. Mit der Finanzierung des Fahrradwegenetzes sollen im neuen Finanzjahr die wichtigsten Hauptstränge im Eisacktal/Wipptal, im Pustertal und Vinschgau fertig gestellt werden. 
Laut Autonomiestatut obliegt der Landesregierung die Aufsicht über die Körperschaften und die der Organe, die sie auf der Grundlage der Gemeindeordnung zu gewährleisten hat, wobei der Beratung ein besonderer Stellenwert zukommt, nachdem mit dem Verfassungsgesetz Nr. 3/2001 die vorherige Gesetzmäßigkeitskontrolle über die Beschlüsse der Gemeinden und Bezirksgemeinschaften aufgehoben wurde. Für das Finanzjahr 2005 wird die Einhaltung des internen Stabilitätspaktes auf alle Gemeinden ausgedehnt, um sicher zustellen, dass sie sich am allgemeinen Sparkurs der öffentlichen Haushalte beteiligen.
Im Mai 2005 werden voraussichtlich die allgemeinen Bürgermeister- und Gemeinderatswahlen stattfinden. Das Land wird die Gemeinden hinsichtlich der vielen Fragen mit entsprechender Beratung begleiten.
 

Die Prüfungen zur Feststellung der Kenntnis der deutschen, italienischen und ladinischen Sprache sind in den vergangenen Jahren einer Reform unterzogen worden, welche sich zum Ziel setzte, die von den gesetzlichen Bestimmungen vorgegebene Funktion treffender zu erfüllen und den Zugang zur Prüfung zu erleichtern. In diese Richtung werden weiterhin unsere Bemühungen gehen und dabei vor allem, die Optimierung der Erhebungs- und Prüfungsmodalitäten im Auge haben.
Im Vordergrund stehen soll auch die Information im Hinblick auf den Gebrauch der eigenen Muttersprache bei der öffentlichen Verwaltung und jenen Körperschaften, die laut Gesetz dazu angehalten sind, den Gebrauch der Landessprachen zu gewährleisten. In Bezug auf Letztere wird man bestrebt sein, diesem Recht bei den genannten Körperschaften verstärkt Durchbruch zu verschaffen.   
 

Der Schwerpunkt der Arbeiten der Abteilung Informationstechnik wird auch im kommenden Jahr auf der Entwicklung und Förderung von eGovernment-Lösungen liegen. Es geht dabei um die Reorganisation der Strukturen und Verfahren sowie um die Erweiterung der bereits automatisierten Verfahren in Richtung elektronische Behördengänge. Ziel ist, bereits innerhalb des Jahres 2009 80% der Behördengänge online anzubieten. Die Informationstechnik nimmt in diesem Prozess natürlich die entscheidende Rolle ein: sie ist neben der Organisation das entscheidende Instrument, um die Anforderungen einer wirksamen, wirtschaftlichen und bürgernahen Verwaltung umzusetzen.
 

Klar ist, dass die Informationstechnik selbst zu einem entscheidenden Kostenfaktor geworden ist, weshalb die Landesregierung mit Aufmerksamkeit die Entwicklung verfolgen und den weiteren Ausbau der Geräteausstattung und der Anwendungen überprüfen wird. Zugrunde liegt dieser Überprüfung der Gesichtspunkt der Kosten-Nutzen-Relation. Ziel bleibt, jeden Arbeitsplatz der Landesverwaltung mit einem vernetzten PC auszustatten, sofern zumindest ein Teil der Aufgaben mit Hilfe der Informationstechnik abgewickelt wird. 
Um von Fall zu Fall entscheiden zu können, inwieweit es sinnvoller ist, ein Verfahren in automatisierter oder traditioneller Form abzuwickeln, wird an der Ausarbeitung klarer Regelungen gearbeitet, über die die Ausstattung der Arbeitsplätze und die Verwendung der informationstechnischen Geräte festgelegt werden kann. 
 

Im Bereich des Grundbuches geht es im kommenden Jahr vor allem darum, die Informatisierung voranzutreiben, diese landesweit zu einem hohen Prozentsatz durchzuführen und sie an einigen Grundbuchämtern des Landes im Jahr 2005 abzuschließen. 
Was den Kontakt mit dem Bürger betrifft, so setzt auch der Bereich Kataster verstärkt auf eGovernment-Lösungen, um Behördengänge überflüssig zu machen. Derzeit arbeitet man an einer Online-Bereitstellung von einzelnen Formularen.
 

Im Haushalsvoranschlag für das Jahr 2004 machen die Gehaltskosten 841,910 Millionen Euro aus. Für das Jahr 2005 sind 864,91 Millionen Euro veranschlagt. Dies entspricht einer Erhöhung von 2,73%.
 

Durch den Übergang neuer Kompetenzen an das Land steigen auch die Personalkosten. Die Landesverwaltung nutzt aber diese Möglichkeit, um die übernommenen Dienste zu verbessern und somit der Allgemeinheit gut funktionierende Dienstleistungen anbieten zu können (siehe Staatsstraßen, Arbeitsämter, Grundbuch- und Katasterämter, Personal der Museen usw.).
 

Im Haushaltsansatz für das Jahr 2005 ist auch der Inflationsausgleich für das Jahr 2004, der aufgrund des letzten Kollektivvertrages ab 01.02.2005 fällig ist, im Ausmaß von 0,7% vorgesehen . Die Gehälter sind nämlich ab 01.07.2004 um das Ausmaß der programmierten Inflation auf Staatsebene (+1,6%) erhöht worden. Für Südtirol wird für 2004 mit einer Inflationsrate (laut ASTAT Erhebung) von 2,3% gerechnet. Dies ergibt eine Differenz von 0,7%.
 

Mit Ende 2004 verfällt der bereichsübergreifende Kollektivvertrag, so dass die Verhandlungen für die Erhöhungen der Gehälter für die Jahre 2005-2006 anstehen. Die entsprechenden Vertragsverhandlungen beinhalten in erster Linie die Anpassung an die Inflation. Davon betroffen sind das Landespersonal, die Lehrer der Grund-, Mittel- und Oberschulen und das Personal der Sanitätsbetriebe. Eine Gehaltserhöhung im Ausmaß von 1% macht im Jahr 13 Millionen Euro aus. Für Vertragsverhandlungen sind im Haushalsjahr 2005 16,3 Millionen Euro zur Verfügung. Der Großteil dieses Fonds ist somit notwendig, um die Inflation abzudecken.
 

Jugendbericht 2004
 

 

Das Landesgesetz zur Förderung der Jugendarbeit in Südtirol sieht vor, dass die zuständigen Landesräte jährlich im Rahmen der Haushaltsdebatte dem Landtag einen Bericht über die Initiativen und Maßnahmen vorzulegen haben, die im Sinne des LG 13/83 gefördert wurden.
 

Dies der Bericht von Landesrätin Dr. Sabina Kasslatter Mur und von Landesrat Dr. Florian Mussner über die Förderungsschwerpunkte der Jugendarbeit der deutschen und ladinischen Sprachgruppe im Jahr 2004:
 

Die Bildung der jungen Generation ist eine der wichtigsten Investitionen, die ein Land machen kann, damit die kommenden Herausforderungen in der Politik und Gesellschaft von den Jugendlichen auch gemeistert werden können. Die Ausgaben für Kultur und Bildung sind daher kein Luxus, den man sich leisten kann (oder auch nicht), sondern sie sind eine unverzichtbare Investition in die Zukunft. Zu den zahlreichen Bildungswegen gehört auch die Kinder- und Jugendarbeit, die sich in Südtirol zu einem dichten Netzwerk an Infrastrukturen, Gruppen und Projekten entwickelt hat. Dank einer substantiellen, zielorientierten und auf tragfähige Konzepte aufbauenden Förderung durch das Land und die Gemeinden. Dank vor allem aber des Engagements tausender ehrenamtlicher JugendleiterInnen, Verantwortung tragender Vorstände von über 100 Organisationen und Dank einer hohen Bereitschaft aller privaten und öffentlichen Träger, miteinander partnerschaftlich zusammenzuarbeiten.
 

So konnte man im Jahr 2004 dem Ziel, ein breites, flächendeckendes vielfältiges, sich an den Bedürfnissen von Kindern und Jugendlichen orientiertes und von ihnen mitbestimmtes Angebot an Programmen der Kinder- und Jugendarbeit aufzubauen, wieder einen spürbaren Schritt näher kommen. Die Jugendarbeit in unserem Land lebt, setzt Zeichen, entwickelt innovative Projekte und setzt sich mit den aktuellen Fragen zukünftiger Lebenswelten von Jugendlichen auseinander. Die Jugendarbeit ist aber auch aufgrund seiner differenzierten Trägerstrukturen und seiner Grundsätze ein sehr sensibler Bildungsbereich, der einer kontinuierlichen und verlässlichen Förderung bedarf, die getragen ist vom Konzept der Subsidiarität. Ebenso braucht sie eine starke Rückendeckung dort, wo sie von zu viel „Law and Order“ bzw. von reaktionären und repressiven Kräften in ihre Freiheit, Offenheit und Bedürfnisorientierung eingeschränkt wird.
 

Die Förderung des Landes
 

Im Sinne des „Programms zur Förderung der Jugendarbeit für die deutsche und ladinische Sprachgruppe“ fördert das Land in Zusammenarbeit mit den Gemeinden die laufende Verstärkung und Verbesserung der Angebote der Jugendarbeit der verschiedenen Trägerorganisationen auf Landes-, Bezirks- und Ortsebene. Im Jahr 2004 wurden folgende Schwerpunkte gesetzt:
 

1. Für den Bau bzw. Einrichtung von Infrastrukturen der Jugendarbeit konnten Beiträge in der Höhe von 1 Million Euro für die deutsche und 421.000,00 Euro für die ladinische Sprachgruppe vergeben werden. Gefördert wurden u.a. die Errichtung von größeren Jugendinfrastrukturen in Bruneck (Errichtung eines VKE-Spielhauses, Steinhaus (Ausstattung des Jugendzentrums mit einer Audio- und Lichtanlage und Einrichtung des Jugendraumes von Weißenbach), in Kastelruth (Bau eines Jugendtreffs), Laas (Einrichtung eines Jugendtreffs), Brixen (Neugestaltung des Hofes und des Eingangsbereiches im Jugendhaus Kassianeum), Kastelbell (Bau von Jugendräumen in Tschars), Naturns (Einrichtung des Jugendraumes der Pfadfinder), Neumarkt (Neubau des Jugendzentrums) und St.Ulrich (Neubau des Jugend- Kunst und Kulturzentrum).
 

2. Mit 3.9 Millionen Euro für die deutsche und 150.000,00 Euro für die ladinische Sprachgruppe wurden die Anstellung von hauptberuflichen pädagogischen Fachkräften in den Jugendorganisationen, Jugenddiensten und Jugendzentren, die laufenden Ausgaben (Betriebsaufwendungen) und die Organisation und Durchführung von Aus- und Fortbildungsangeboten für ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Jugendarbeit gefördert. Diese Basisförderung sichert die grundlegende Tätigkeit der Jugendarbeit auf Orts-, Bezirks- und Landesebene. Mit weiteren 190.000,00 Euro für die deutsche und 23.000,00 Euro für die ladinische Sprachgruppe wurden in diesem Jahr auch eine Reihe von Projekten gefördert, die in erster Linie dazu beitragen sollen, dass neue Inhalte, Methoden und Konzepte Eingang in die Praxis der Jugendarbeit finden können.
 

3. Neben den Jugendherbergen in Brixen, Meran und Toblach wird demnächst auch die Jugendherberge in Bozen in Betrieb gehen. Sie verfügt über 84 Betten und wird ebenso durch den Verein „Jugendhaus Kassianeum“ geführt werden.
 

4. Tätigkeitsschwerpunkt des Amtes für Jugendarbeit (Ausgaben 174.000,00) war auch 2004 die Beratungs- und Informationsarbeit für Gemeinden und Jugendgruppen mit dem Ziel, Antworten auf die wichtigsten Probleme der Jugendarbeit zu finden. Zu den in diesem Jahr wichtigsten Themen zählten die Prävention, der Kinder- und Jugendschutz, die Kinder- und Jugendanwaltschaft, die geschlechtssensible Jugendarbeit (Mädchen/Bubenarbeit), die Internationale Jugendarbeit, die Jugendbildungstätigkeit und die Mitbestimmung und Partizipation von Kindern und Jugendlichen.
Perspektiven
Im Sinne des Koalitionsprogramms dieser Regierungsperiode soll der Jugend eine bestmögliche Beteiligung am gesellschaftspolitischen Leben ermöglicht werden. Deshalb sollen zeitgemäße Partizipationsmöglichkeiten  so gefördert werden, dass bei den Jugendlichen Interesse für die Gestaltung ihres Lebensumfeldes sowie für lokale und globale Zusammenhänge geweckt werden und dass ihre Bereitschaft für die Übernahme von Mitverantwortung gestärkt wird.
 

Mit dem Ziel, die Kinder- und Jugendarbeit als eigenständigen Bereich des Kultur- und Bildungswesens zu sichern und qualitativ zu verbessern, wird das Jugendförderungsprogramm gemäß LG 13/1983 2005 fortgeschrieben.
 

Dies der Bericht von Landesrat Dr. Luigi Cigolla über die Förderungsschwerpunkte der Jugendarbeit der italienischen Sprachgruppe im Jahr 2004:
 

Die Jugendarbeit in italienischer Sprache bemüht sich für eine gründlichere und weitere Anwendung des einschlägigen Landesgesetzes. Vor allem in Zusammenarbeit mit den in unserer Provinz tätigen Verbänden hat sie verschiedene Initiativen hinsichtlich der Ausbildung und der Information der Jugendlichen auf kulturellem, sozialem, ethischem und ökologischem Gebiet und auf anderen Gebieten, die für die Jugendlichen von Interesse sind, verwirklicht. Außerdem hat sie Initiativen zu einer engeren Zusammenarbeit mit den Jugendverbänden der drei Sprachgruppen vorgeschlagen, um die Art der für die Jugendlichen vorgeschlagenen Maßnahmen zur Förderung der Kenntnis der gegenseitigen Kulturen zu verbessern.
 

Gestürzt auf die guten Erfahrungen der Vergangenheit, werden auch im Jahr 2005 die Verbände, die mit und für die Jugendlichen direkt arbeiten, mit besonderem Interesse gefördert.
 

Infolgedessen wird auch das Programm über die Schaffung und Erneuerung von Strukturen, nämlich von Zentren, Treffpunkten, Zeltlagern, Jugendhäusern, Beziehungspunkten für die Studenten und junge Arbeiter, sowie von anderen Jugendräumen verstärkt.
 

Zum Zweck der Planung wird man die Ergebnisse der von der Astat durchgeführten Jugendstudie 2004 bezüglich auf die kulturellen Interessen  der Jugend aufmerksam betrachten und zwar mit dem Ziel, den Erwartungen der Jugendlichen auch durch die Erneuerung der Angebote der Vereine und Jugendzentren besser entsprechen zu können. Um die Ergebnisse der Studie zu vertiefen werden auch verschiedene Tagungen organisiert.
 

Die technische und finanzielle Unterstützung der Einrichtungen und Verbände, die im Bereich des Jugenddienstes arbeiten, bleibt weiterhin äußerst wichtig.
 

Im Jahre 2005 werden insgesamt 90 Einrichtungen und Jugendverbände finanziert, die sich mit den italienischsprachigen Jugendlichen auf verschiedenen Ebenen beschäftigen.
 

Besondere Aufmerksamkeit wird der Beratung und der Information bezüglich der Jugendzentren und Treffpunkte geschenkt. 
Vorrangig ist die Finanzierung des Animations-Personals in den Jugendzentren. Der Animateur spielt nämlich eine immer wesentlichere Rolle für den regelrechten Ablauf der Tätigkeit der Jugendzentren und vor allem für die Qualität der angebotenen Dienste.
Demzufolge werden die Projekte eine weite Aufmerksamkeit genießen, welche die Aus- und Weiterbildung der Erzieher und Animateure vorsehen.
 

Mit besonderer Achtung werden all jene Initiativen unterstützt, die den direkten Einsatz der Jugendlichen im Bereich der Kultur, der Bildung, des Sozialen und der Freizeit vorsehen.
 

Auf diesem Gebiet zählt man auch die von den Jugendvereinen in Zusammenarbeit mit dem Landesamt für Jugendarbeit geförderten Initiativen zur Schaffung von Formen der Zusammenarbeit und des direkten Einsatzes von Jugendlichen und deren Vereinen.
 

Wie es vom Koalitionsprogramm vorgesehen ist, werden besonders die Erfordernisse, Interessen und Notwendigkeiten der Jugendlichen beachtet, damit sie der demokratischen Organisation unseres Landes ihren direkten Beitrag leisten.
